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Nummer 26 26. Juni 12. Jahrgang 


Erster Verbandstag 
des Preußischen Gemelndeverbandes 

Der erste Verbandstag. 


Berlin (J.T.A.). Am Sonntag, den 21. Juni 25 
nachmittags trat der aus der Wahl vom 1. Febr. 
d. J. hervorgegangene erste Verbandstag des Preu¬ 
ßischen Landesverbandes jüdischer Gemeinden im 
ehemaligen Herrenhause zu einer ersten Session zu¬ 
sammen. 

Vorher hatten die einzelnen Parieifraktionen Sit¬ 
zungen abgehalten, dann fand eine interfraktionelle 
Beratung statt, in der man sich über die Zusam¬ 
mensetzung des Präsidium einigte. 

Kurz vor 4 Uhr eröffnete der Vorsitzende des 
Vorstandes der Berliner Jüdischen Gemeinde, 
Kammergerichtsrat Leo W o 1 f f , mit einer feier¬ 
lichen Ansprache die Tagung. Im Namen des Ber¬ 
liner Gemeindevorstandes, der laut der Verfassung 
des Preußischen Landesverbandes vom 25. Juni 22 
Art. 36 bis zum Zusammentritt des Rates die Ge¬ 
schäfte zu führen hat, begrüßte er die erschienenen 
Delegierten, sowie den Vertreter des Preußischen 
Kultusministeriums, Ministerialrat Paul, den 
Vertreter der Stadt Berlin, Stadtrat T r e i t e 1, den 
Vertreter des Jüdischen Gemeindebundes von 
Sachsen-Anhalt, S a 1 i n( g e r , und den Vertreter 
des Hessischen Jüdischen Gemeindebundes. Cohn. 
Er führte dann ungefähr aus: 

Wir haben uns hier zu gemeinschaftlicher Arbeit 
vereinigt; wo uns Meinungsverschiedenheiten tren¬ 
nen, wollen wir diese von einer höheren Warte 
aus zum Austrag bringen. Es ist hier Platz für 
jede Richtung. Wir wollen hier eine Stätte schaf¬ 
fen, in der für das Wohl des Judentums gearbeitet 
wird; nicht allein für das materielle Wohl, sondern 
für die Erhaltung und Förderung von Religion, 
Ethik, Wissenschaft und Geistesbildung; eingedenk 
der ehrenvollen Geschichte der deutschen Juden. 

Diese Versammlung verkörpert die preußische 
Judenheil; das ist aber noch lange nicht genug. 
Das Ziel ist der Zusammenschluß aller 
deutschen Juden in einer großen deutschen 
Organisation. Hierfür ist der Unterbau noch nicht 
vollendet, hoffen wir, daß dies bald der Fall sein 
wird, denn eine solche Zusammenfassung tut bitter 
Not. 

Der Redner erinnerte an seinen Besuch beim 
Reichspräsidenten v. H i n d e n b u r g vor wenigen 
Tagen, bei welcher Gelegenheit der Reichspräsident 
die Gleichberechtigung und gleiche Behandlung aller 
Bekenntnisse als Grundsatz aufstellte. (Bravorufe.) 
Das ist ja nur eine Selbstverständlichkeit, aber 
d a ß es ausgesprochen wurde und durch den ersten 
Beamten des Reiches, war gut. Man erfuhr, wie 
ein wahrhaft deutscher Mann über Juden und 
Judentum denkt. Wir werden darauf antworten, 
indem wir als ein Bestandteil der deutschen Volks¬ 
gesamtheit zum Wohl des Ganzen arbeiten wer¬ 
den. 


Der Landesverband wird als eine öffentlich-recht¬ 
liche Körperschaft auch die Vertretung der preußi¬ 
schen Judenheit nach außen hin sein. Als wir den 
Landesverband vor drei Jahren gründeten, waren 
wir überzeugt, daß die erste Tagung bald zustande 
kommen würde. Zwei Gründe sind es, die eine so 
lange Hinausschiebung notwendig machten; erstens 
war die Fülle der vorbereitenden Arbeiten groß, 
zweitens warteten wir auf die öffentlichrechtliche 
Regelung. Darüber wird aber noch einige Zeit ver¬ 
gehen, deshalb entschlossen wir uns die Tagung 
einzuberufen. Die Organisationsarbeit nach innen 
ist bereits getan, hoffen wir, daß die Arbeit mit den 
Reichs- und Staatsbehörden bald zum Abschluß ge¬ 
bracht werden wird. — Der Redner hob die Ver¬ 
dienste des Herrn Dr. Ismar Freund hervor, 
dessen Können und unermüdlicher Eifer dem 
Werke dienstbar waren (Bravorufe.). 

Der Verbandstag ist die erste jüdische Repräsen¬ 
tanz in Deutschland, die aus allgemeinen, geheimen 
und direkten Wahlen hervorging. Wir werden 
nach parlamentarischer Gepflogenheit öffentlich 
tagen. Die Aufgabe des Vorstandes der Berliner 
Gemeinde ist beendet, wir geben sie in die Hände 
des Landesverbandes zurück. Wir wollen den Blick 
richten auf das, was uns eint, nicht auf das, was 
uns trennt. Dann wird unsere Arbeit Bahn schaf¬ 
fen für die Zukunft und eine Quelle des Segens 
sein für alle Zeiten (Lang anhaltender Beifall). 

Der Präsident des Deutschen Rabbinerverbandes, 
Dr. B a e c k , richtete in einer eindrucksvollen An¬ 
sprache die Aufforderung an die Versammelten, 
sich von Schlagworten fernzuhalten und den Geist 
der wahren Einigkeit zu pflegen. „Aristokratie 4 ' und 
„Demokratie“ sind Worte, denen man erst einen 
Inhalt geben muß. Es gibt eine Aristokratie müder 
Erben und eine Demokratie der Plebejer. Es gibt 
aber auch eine Aristokratie des Geistes und Gewis¬ 
sens und eine Demokratie der Vornehmen. Auch 
die Einheit ist nicht zu wünschen als eine Einheit 
der Oberflächlichen, die die Mode zusammenbringt. 
Wir wollen eine höhere Einheit um Gottes Willen, 
eine Einheit aus Gewissen und Selbstlosigkeit. Möge 
diese Versammlung jüdischer Menschen zum Segen 
des Judentums sein. 

Im Namen des Bürgermeisters von Berlin, der 
seine Abwesenheit entschuldigen ließ, hieß Stadt- 
rat T r e i t e 1 die Tagung willkommen. Der Vertre¬ 
ter des Jüdischen Gemeindebundes von Sachsen- 
Anhalt und der Vertreter des Hessischen Jüdischen 
Gemeindebundes begrüßten die Tagung im Namen 
ihrer Verbände und brachten zum Ausdruck, daß 
die Judenheit ihrer Länder die Schaffung einer ein¬ 
heitlichen Organisation der gesamten deutschen 
Judenheit aus tiefstem Herzen begrüßen würde. 
Der Vorsitzende verlas dann ein Begrüßungsschrei¬ 
ben des Verbandes Bayerischer Isra- 
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eliti'scher Gemeinden, in welchem eben¬ 
falls die Bereitschaft erklärt wurde, einem Reichs- 
verbande der deutschen Juden beizutreten, der 
allein jene Aufgaben erfüllen könnte, denen die ein¬ 
zelnen Länder nicht gewachsen sind. In einem Be¬ 
grüßungstelegramm der Badischen Landessynode, 
Karlsruhe, wird der gleiche Wunsch zum Ausdruck 
gebracht. 

Hierauf wird zur Wahl des Präsidiums geschrit¬ 
ten. Herr Dr. B a e r w a 1 d teilt mit, daß sich die 
Fraktionen auf die folgenden Herren geeinigt haben: 
Präsident Justizrat Sonnenfeld (Lib. Vereini¬ 
gung), Vizepräsidenten R.-A. Kollenscher (Jüd. 
Volkspartei), Dir. Isi K a h n (Konservativ). Die 
Wahl geschieht durch Zuruf. 

Die Gewählten nehmen ihre Sitze ein, worauf 
der Präsident Justizrat Sonnenfeld für die 
Wahl dankt und größtmögliche Unparteilichkeit 
der Geschäftsführung zusichert. Er erinnert an die 
friedlichen Worte des Reichspräsidenten v. Hindeii- 
burg an Kammergerichtsrat Wolff, sowie an die 
berühmte Stuttgart-Rede Walther Rathenaus, des¬ 
sen dritter Todestag sich dieser Tage jährt, und 
schließt, das Ziel sei: die Mitarbeit am Bau des 
Vaterlandes. 

Der Präsident schlägt vor, das Präsidium durch 
Rabbiner Dr. Braunschweiger zu ergänzen. 
Dr. Braunschweiger wird durch Zuruf gewählt. Es 
wird dann eine vorläufige Geschäftsordnung ange¬ 
nommen und ein fiinfzehngliederiger Ausschuß zur 
Ausarbeit der definitiven Geschäftsordnung einge¬ 
setzt. Zu Punkt £ der Tagesordnung werden auf 
Vorschlag des Lehrerverbandes die Herren Heinr. 
Stern und L e v y - Frankfurt a. M. als Vertreter 
der Lehrerschaft in den Rat gewählt. Als die sechs 
Rabbinervertreter im Rat werden die Herren Dr. 
B a e c k - Berlin, Dr. Horowitz - Frankfurt a. M. 
und Dr. Seligmann - Frankfurt a. M. als Ver¬ 
treter des Rabbinerverbandes, und die Herren Prof. 
Guttmann - Breslau, Dr. Weinberg und Prof. 
E 1 b o g e n als Vertreter der drei jüdischen Hoch¬ 
schulen vorgeschlagen. R.-A. Dr. Klee schlägt die 
Wahl des Rabbiners Dr. Emil L e v y vor. Es wurde 
vereinbart, die Wahl für den 2. Verhandlungstag 
zurückzustellen. Hierauf wird in die Wahl von vier 
Mitgliedern des Rates gemäß Art. 21 Ziff. 3 der Ver¬ 
fassung eingegangen. Es liegen drei Vorschlags¬ 
listen vor. Auf Antrag Dr. Klee wird durch Na¬ 
mensaufruf abgestimmt. Es werden 113 Stimmen 
abgegeben. Davon entfallen auf die Liste V o g e 1 - 
stein- Breslau 60 Stimmen — 2 Ratsitze; Liste 
Dr. H a n t k e 28 Stimmen = 1 Ratsitz; Liste M. A. 
L o e b 25 Stimmen = 1 Ratsitz. 

Der Rechenschaftsbericht. 

Der Vorsitzende des Komitees des Landesver¬ 
bandes Dr. Ismar F r e u n d erstattete hierauf den 
Bericht über die diesjährige Tätigkeit des Verban¬ 
des. Er schildert die Verhandlungen mit den 
Reichs- und Staatsbehörden. Es schien ungewiß, 
ob Art. 137 Reichsverfassung schon die öffentlich- 
rechtliche Stellung des Landesverbandes sichert, 
oder ob ein besonderer Staatsakt notwendig sei. 
Die Entscheidung wurde verzögert, es mußten zu¬ 
erst Meinungsverschiedenheiten zwischen dem Reich 
und Preußen geklärt werden. Die jüdische Ge¬ 
meinde Berlin beantragte eine Abänderung des Ju¬ 
dengesetzes von 1847. Es muß zunächst noch der 
Zweifel geklärt werden, wie weit der heutige Staat 
in Religionsangelegenheiten zuständig ist. Sicher ist, 
daß Reich und Staat sich positiv verhalten und 


schon heute den Landesverband in der Praxis als 
öffentlich-rechtliche Körperschaft behandeln. 

Der Redner ging dann zur Besprechung der 
inneren Lage der Gemeinden über, die 
er zum Teil als sehr prekär schilderte. Nicht 
allein die Kleingemeinden, sondern auch die Groß- 
gemeinden sind finanziell nicht gesichert. Mehr als 
650 Gemeinden sind direkt unterstützungsbedürftig. 
800 preußische Gemeinden entbehren der geistigen 
Vorsorge. 285 Gemeinden haben keinen Lehrer, 
219 keinen einzigen Kullusbeamten, 425 keine In¬ 
stitute nach dem jüdischen Gemeindegesetz. Hilfe 
muß kommen, aber ohne finanzielle Hilfe des Staa¬ 
tes kann man nicht existieren. Der Landesverband 
muß eingreifen, um das Bestehende zu erhalten 
und Fehlendes zu ersetzen. Es muß eine einheit¬ 
liche Steuerordnung durchgeführt werden. Der 
Verband muß eine öffentlich-rechtliche Organisation 
mit Umlagerecht sein. Wir haben in dieser Rich¬ 
tung die Arbeit bereits aufgenommen. Dennoch 
steht und fällt der Landesverband mit der Staats¬ 
unterstützung. Das Finanzministerium hat in der 
Inflationszeit eingegriffen und für alle Glaubensbe¬ 
kenntnisse die Gehaltszahlung für je einen Geist¬ 
lichen auf 2500 Seelen bewilligt. Dem Landesver¬ 
band wurden damals 6,8 Millionen Mark zur Ver¬ 
fügung gestellt. Man legte zugrunde eine Bevölke¬ 
rungszahl von 425 000 auf welche 170 Stellen mit 
je 40 000 Mark entfielen. Seit der Stabilisierung 
wurden die Leistungen eingestellt. Die Arbeit wird 
in dieser Hinsicht weitergeführt. Es wird erwartet, 
daß in diesem Jahre die Frage der Staatsleistungen 
zur Erledigung kommt. Die Synagogen-Gemeinden 
sollen das Recht erhalten, die Steuern durch den 
Staat einzuziehen, und der Staat wird ihnen auf 
diese Steuern hin Vorschüsse gewähren. Als eine 
große Tatsache ist es zu betrachten, daß der Reichs¬ 
tag soeben .eine Million Mark für Kultusinstitutio- 
nen der evangelischen, katholischen und israeliti¬ 
schen Kirchen bewilligt hat. Dies ist von ungeheu¬ 
rer prinzipieller Wichtigkeit, indem die Gleichbe¬ 
rechtigung der Synagogengemeinden mit den Insti¬ 
tutionen der übrigen Kirchen dokumentiert ist. 

Der Redner beklagte sehr die Verzögerung der 
Angelegenheit des Landesverbandes durch eine 
„kleine Minorität“ t r a d i t i o n e 11 -/ ortho¬ 
doxer Gemeinden, die ihr Vetorecht aus¬ 
übt. (Hört-Hört-Rufe.) Ferner beklagt er die 
Säumigkeit einer großen Zahl von Gemeinden in 
der Erteilung von Auskünften über innere Angele¬ 
genheiten. Die Gemeinden schaden sich dadurch 
sehr. Er schilderte die traurige Lage der Gemeinde¬ 
beamten, von denen manche, die 40 bis 50 Dienst¬ 
jahre hinter sich haben und verheiratet sind, ein 
Gehall von monatlich 60—75 M. beziehen. Dabei 
sind sie nicht pensionsberechtigt. Es wird Aufgabe 
des Landesverbandes sein, 1. eine gemeinsame 
Steuerordnung durchzuführen, 2. die Gehälter der 
Lehrer und Beamten zu regulieren, 3. ein Pensions¬ 
gesetz zu schaffen. 

Der Redner schließt: Eine ungeheure Fülle von 
Aufgaben wartet unser, einen Weg voller Dornen 
und Steine haben wir durchschritten, aber wir wer¬ 
den weiter schaffen zum Heile der Judenheit und 
zum Fortschritt der Menschheit (Lang anhaltender 
Beifall). 

Auf Antrag Dr. Klee wird beschlossen, einen 
fünfzehngliedrigen S o z i<a 1 a u(s s c h u ß einzu¬ 
setzen. 

Der Vorsitzende schließt darauf die Sitzung, die 
Delegierten begeben sich in das Logenhaus Kleist- 
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straße, wo die Jüdische Gemeinde Berlin ihnen ein 
Festessen gibt. 

Der zweite Verhandlungstag. 

Am Montag, den 22. Juni, zwischen 9 und 11 Uhr 
morgens tagten die Fraktionen, auch fand eine 
interfraktionelle Sitzung statt, in der über die Be¬ 
setzung der Rabbinerposten im Rat verhandelt 
wurde, eine Einigung herrschte nur inbezug auf die 
Rabbiner Dr. Baeck und Dr. Horowitz und 
inbezug auf die Vertreter der Hochschulen. Für den 
3. Rabbinersitz präsentierten die Liberalen Dr. S e- 
1 Lg mann, die Volkspartei Dr. Emil Levy. 

Um 11 Uhr begann die Plenarsitzung mit der 
Wahl der Rabbinervertreter im Rat. Gewählt wur¬ 
den durch Zuruf Dr. Baeck und Dr. Horo¬ 
witz - Frankfurt a. M. Mit Bezug auf den dritten 
Sitz entspann sich eine Diskussion, in deren Verlauf 
Oberreg.-Rat Hans Goslar für die Wahl Levy’s 
eintrat. Es kam zur Abstimmung. Gewählt wurde 
Dr. Seligmann. Als Stellverter wurden gewählt 
Dr. Rosenthal - Köln, Dr. Levy und Rabbiner 
Wilde. Als Vertreter der Hochschulen wurden 
durch Zuruf gewählt: Prof. Dr. M. Guttmann- 
Breslau, Rabb. Dr. Weinberg- Berlin u. Prof. 
Dr. E 1 b o g e n - Berlin. 

Nachdem noch Herr Dr. Ismar Freund zum 
Etat gesprochen hatte, ging man in die Generalde¬ 
batte über den Rechenschaftsbericht ein. Herr 
Stern (liberal), der als erster das Wort ergriff, 
betonte sehr warm das Motiv des Klal-Judentums, 
sprach über die Notwendigkeit der Ausbildung 
eines tüchtigen Lehrern ach w u c h s e s , und 
setzte sich warm für die Idee eines Reichsverbandes 
aller deutschen Juden ein. (Beifall.) Herr Dr. 
Klee (Volkspartei) sprach für die Gleich¬ 
stellung zwischen Ost- u. West juden. 
Er setzte sich für den Ausbau des jüdischen Schul¬ 
wesens ein, da ohne Schulen sich kein Lehrerstand 
entwickeln kann. Er sprach von der Notwendig¬ 
keit der Arbeit am Aufbau Palästinas, der 
eine Sache der Gesa m t Juden heit sei, 
und setzte sich für die Unterstützung des Palästina- 
Aufbaufonds (Keren Hajessod) ein. Auch die so¬ 
ziale Fürsorge sei eine Angelegenheit, der der Lan¬ 
desverband seine Kraft und Aufmerksamkeit wid¬ 
men muß. 

Protestresolution gegen verschärfte Ostjuden¬ 
ausweisungen und gegen Erschwerung der Einbür¬ 
gerung von ausländischen Juden. Gegen Naumann. 

Berlin (J.T.A.). Der größte Teil des zweiten 
Verhandlungstages war der Generaldebatte gewid¬ 
met. Herr Dr. Klee, seine Rede fortsetzend, 
wandte sich in sehr scharfen Ausführungen gegen 
die Politik der von Dr. Max N a u m a n n geführten 
nationaldeutschen Juden, die alle für Palästina täti¬ 


gen Juden als Verräter an Deutschland bezeichnen. 
Zwischen jüdischem und deutschem Handeln und 
Fühlen, so führte der Redner aus, gibt es keinen 
Widerspruch. Eines stört das andere nicht. Man 
fühlt und handelt als Jude jüdisch und als Deut¬ 
scher deutsch. 

Als Vertreter der Konservativen formulierte R.A. 
Horowitz - Frankfurt a. M. die kulturellen und 
Schulforderungen der geselzestreuen Juden. Er for¬ 
derte jüdische Schulen, in denen die Thora ein 
Heim hat. Es gibt, sagte er, kein jüdisches Leben 
ohne die Thora. Wir Konservativen, schloß er. 
stehen überall da, wo es eine Angelegenheit der jü¬ 
dischen Gemeinschaft, des Klal-Jisroel, zu vertreten 
gilt. Arbeit für Klal-Jisroel ist Arbeit für die 
Menschheit. 

Mag.-Rat Neum a n n (Religiöse Mittelpartei) 
trat ebenfalls für religiöse Erziehung ein. Er be¬ 
kämpfte aber die Forderung, daß Hebräisch Unter¬ 
richtssprache in religiösen Fächern sein sollte. Heb¬ 
räisch, sagte er, ist unsere heilige Sprache. Wer 
sie als Umgangssprache gebrauchen will, der mag 
es tun, uns widerstrebt es, so etwas zu unter¬ 
stützen. Dem Aufbauwerk in Palästina stehen wir 
sympathisch gegenüber, aber auch das ist Sache 
des Einzelnen. Der Landesverband ist ein Verband 
preußischer Juden, ihm obliegen einzig preußisch¬ 
jüdische Aufgaben. 

Alfred Berger (Poale Zion) protestiert gegen 
die unparitätische Zusammensetzung des Rates, 
welcher von der liberalen Mehrheit beherrscht ist. 
Das Wahlrecht in zahlreichen jüdischen Gemeinden 
ist noch immer das veraltete Verhältniswahlrecht 
in vielen Gemeinden haben die ausländische n 
Juden überhaupt kein Wahlrecht. Der Redner be- 
zeichnete es als eine Ehrenpflicht der preußischen 
Judenheit, das Aufbauwerk in Palästina zu fördern, 
die von den jüdischen Arbeiterparteien geschaffe¬ 
nen Institutionen für das arbeitende Palästina zu 
unterstützen, ebenso das Werk der fachlichen Aus¬ 
bildung von Chaluzim. Die soziale Wohlfahrt ist 
eine der vornehmsten Aufgaben des Verbandes, 
aber sei müsse nicht an den Grenzen Halt machen. 

Es wird beschlossen, den vorgelegten Haushalt 
für das Jahr 1925 einem fiinfzehngliederigen Aus¬ 
schuß zur Durchberatung und Berichterstattung zu 
überweisen, worauf sich die Sitzung auf Nachmit¬ 
tag vertagt. 

Den Reigen der Redner der Nachmittagssitzung 
eröffnet Sani-Rat Peyser (Liberale Fraktion, 
Vorstandsmitglied des Verbandes nationaldeutscher 
Juden). Er polemisierte sehr scharf dagegen, daß 
Gelder deutscher Juden für Auslandszwecke, d. h. 
für Palästina, verwendet werden. Er zweifle nicht 
an der gut jüdischen Gesinnung der Zionisten, er 
zweifle aber an ihrer deutschen Gesinnung. Die 
Worte des Redners rufen einen Sturm der Entrü- 
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stung auf Seiten der Volkspartei hervor. Auch Ver¬ 
treter der anderen Minderheitsparteien protestieren. 
Die Stimmung wird sehr erregt. 

Frau Ojllendorff (Liberal) ischildert ein¬ 
gehend die Arbeit der jüdischen Frau auf sozialem 
Gebiete, sowie auf dem Gebiet des Frauen- und 
Mädchenschutzes, auf welchem unschätzbare Re¬ 
sultate erzielt worden sind. Sie appelliert an die 
Männer, sich der Mitarbeit der Frauen im weitesten 
Maße zu bedienen. 

Dr. Sandler (Volkspartei) verteidigt vier Po- 
stulate: 1. Absolute Durchführung der Demokratie 
im Landesverband; 2. das Vorgehen der Staatsbe¬ 
hörden gegen die Ostjuden ist von einer ungerecht¬ 
fertigten Härte und Rücksichtslosigkeit. Die Aus¬ 
weisungspraxis wird unglaublich hart gehandhabt, 
wegen geringer Paßvergehen werden die härtesten 
Strafen auferlegt. 

Er begründet die von seiner Fraktion einge- 
brachte Resolution an den Minister des Innern, die 
nachgeordneten Behörden nach der Richtung einer 
humaneren Handhabung der Vorschriften zu in¬ 
struieren. 3. Die Organisation des Landesverbandes 
wird die Einheitsidee unter den preußischen und 
deutschen Juden stärken und die Bande Zusammen¬ 
halten, die die Emanzipation zu lösen begonnen hat. 
4. Mitarbeit am Aufbau Palästinas ist Sache jedes 
Juden. Die deutsche Judenheit müsse sich nach dem 
Beispiel der amerikanischen Judenheit an der Je- 
wish Agency beteiligen. 

Rabb. Kober- Köln beleuchtete die Position der 
Rabbiner, Lehrer Falkenberg (liberal) sprach 
über das Problem des Religionsunterrichtes. Er for¬ 
derte eine Vermehrung und Intensivierung der Reli¬ 
gionsstunden an den Staatsschulen und stellte diese 
Forderung der Errichtung eigener jüdischer Schulen 
voran. Er nahm San.-Rat Peyser gegen die Angriffe 
der Linken in Schulz. 

M. A. Loeb (konservativ) stellt im Gegensatz 
zum Vorredner das Postulat eigener jüdi¬ 
scher Schulen voran. Auf eine Vermehrung 
des Religionsunterrichtes an Staatsschulen sei we¬ 
nig zu hoffen, nur die jüdische Schule wird jüdi¬ 
sches Wissen und jüdische Tradition stärken. Die 
steigende Zahl der Mischehen zehrt am Mark des 
Judentums. Das muß allen zu denken geben. 

Ministerialrat Dr. B a d t (Volkspartei) schließt 
sich den Ausführungen Dr. Sandlers an, daß die 
Praxis gegen die Ostjuden und die 
Auslandsjuden eine unmenschliche 
ist. Ihm als Landtagsabgeordneten ist das betref¬ 
fende Material zugänglich, und er könne von Fällen 
berichten, wo jüdischen Ausländern, die 40 Jahre in 


Deutschland wohnen, die Einbürgerung verweigert 
wurde. Der Redner klagt die national¬ 
deutschen Juden an, daß sie durch ihre 
Propaganda die preußischen Behörden gegen die aus¬ 
ländischen Juden beeinflussen. Oft kommt es vor, 
daß Behörden sich auf Dr. Naumann berufen, wenn 
man von ihnen eine mildere Praxis gegen Auslands¬ 
juden verlangt. (Hört-Hört-Rufe). Wie muß es auf 
Nichtjuden wirken, wenn das Mitteilungsblatt der 
nationaldeutschen Juden, das vielen nichtjüdischen 
Kreisen zugänglich gemacht wird, alle Zionisten als 
Landesverräter bezeichnet. (Pfui-Rufe. Von libera¬ 
ler Seite wird dem Redner zugerufen, er möge nicht 
so viel über Naumann sprechen, es interessiere nie¬ 
mand. Seitens der Volkspartei wird den Liberalen 
der Name Peyser entgegengerufen). Der Redner 
bringt Fälle vor, wo die Deutschnationalen im 
Landtag den Innenminister Severing wegen seiner 
angeblichen Ostjudenfreundlichkeit aufs schärfste 
bekämpften und sich auf Artikel in dem von Dr. 
Naumann herausgegebenen Mitteilungsblatt berie¬ 
fen. Für uns Juden in Deutschland, rief der Redner 
aus, versteht sich das Deutsche von selbst! (All¬ 
seitiger Beifall!) Es ist uns aber ein Herzensbe¬ 
dürfnis, in einem neuen und freien Deutschland zu 
leben. Dr. Naumann hat sogar den Reichsbund jü¬ 
discher Frontsoldaten, auf den wir alle stolz sind, 
als Bund jüdischer Einheitsfrontsoldaten bezeichnet. 
Der Redner gelobte, künftighin Dr. Naumann und 
dem Verbände nationaldeutscher Juden scharf auf 
die Finger zu sehen. 

Dir. Holländer (Gentral-Verein) führt aus, 
wir Juden bilden eine religiöse Gemeinschaft und 
nur die Religion verbindet uns mit den ausländi¬ 
schen Juden. Es wird in zu leichter Weise eine Ge¬ 
meinschaft mit den Ostjuden konstruiert, die nicht 
existiert. (!) Wir halten die Ostjuden keineswegs als 
unebenbürtig oder gar minderwertig, aber wir stellen 
fest, daß sie anders geartet sind und in den deut¬ 
schen Kulturkreis nicht hineinpassen. (!) Mit Bezug 
auf die Ausweisungspraxis stimmt der Redner mit 
Dr. Sandler überein, und teilt aus eigener Erfahrung 
unglaubliche Fälle mit. In Oberschlesien wurde ein 
betrunkener Deutscher, der im Grenzgebiet herum¬ 
irrte, von einem Zollbeamten erschossen. Darüber 
zur Rede gestellt, entschuldigte sich der Beamte 
damit, er hätte geglaubt, es sei ein polnischer Jude. 
Wenn Behörden so etwas mit Sympathie anhören, 
so kann man sich ein Bild von den tatsächlichen 
Verhältnissen machen. Der Redner akzeptiert die 
Formel Dr. Klees, daß man als Jude jüdisch und 
gleichzeitig als Deutscher deutsch fühlen kann, nir 
bedingt. Wir können keineswegs deutsche Sprache 
und hebräische Sprache nebeneinander stellen. 
Deutsch ist unsere Volkssprache, hebräisch unsere 
heilige Sprache. Der Religionsunterricht muß aut 
eine möglichste Höhe gebracht werden. Die Rab¬ 
binerfrage ist akut. Wegen des langen Studiums und 
anderer Verhältnisse besteht eine Abneigung dage¬ 
gen, sich dem Rabbinerstand zu widmen. Hier muß 
eine intensive Propaganda einsetzen. 

Palästina als Zufluchtsland unserer unglücklichen 
Glaubensbrüder im Osten sei zu begrüßen, die Zio¬ 
nisten aber spielen alles auf eine Karte aus, setzen 
alle Hoffnungen auf ein Ziel. Was geschieht aber, 
wenn ein Rückschlag kommt? Darum ist unser Be¬ 
streben: Öffnung der Grenzen nach allen Ländern. 

Auf Antrag Dr. Stern wird die Debatte ge¬ 
schlossen und über die Resolution der 
Volkspartei abgestimmt. Die Resolution wurde 
einstimmig angenommen. Sie hat den folgenden 
Wortlaut: 
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Der Verbandstag stellt mit Bedauern fest, daß 
die Ausweisungspraxis der preußischen Verwaltungs¬ 
behörden, gegenüber den Ostjuden immer schärfer 
gehandhabl wird, und daß Anträgen auf Einbür¬ 
gerung auch wenn die Antragsteller schon jahr¬ 
zehntelang in Deutschland wohnen, immer größere 
Schwierigkeiten in den Weg gelegt werden. Der Ver¬ 
bandstag ist überzeugt, daß der Minister des Innern 
als oberster Chef der Verwaltung diese Praxis nicht 
billigt, und bittet ihn daher, die nachgeordneten 
Behörden mit entsprechenden Weisungen zu ver¬ 
sehen, insbesondere aber anordnen zu wollen, daß 
bei Ausweisungsfällen den Geboten der Menschlich¬ 
keit mehr als bisher Rechnung getragen wird. 

Nunmehr ergreift Herr Dr. Ismar Freund 
das Wort zu Punkt 8 der Tagesordnung: Revision 
des preußischen Judenrechts. Der Redner geht aus¬ 
führlich auf Art. 137 der Reichsverfassung ein, laut 
welchem eine Staatskirche nicht existiert, wonach 
also die einzelnen Glaubensgemeinschaften die Frei¬ 
heit, eigene öffentlich-rechtliche Organisationen zu 
bilden, besäßen. Es bleibt aber ungeklärt, ob durch 
diesen Artikel das Judengesetz von 1847 als ab¬ 
geschafft zu gelten habe, ob es sich um ein zwin¬ 
gendes Reichsrecht handelt, welches Staatsrecht 
bricht, oder ob Raum gelassen wird für Landesge¬ 
setze. Der Redner bespricht dann die Vorlage be¬ 
treffend die Revision der preußischen Judenrechte 
und geht ausführlich auf die Judenrechte der ver¬ 
schiedenen Länder ein, wobei er manche kuriose 
Beispiele anführt. Es müsse, schloß er, ein einheiU 
liches Judenrecht zur Geltung kommen. Der Red¬ 
ner geht auf die Frauenfrage, Wahlrechtsfrage, 
Frage des Ausländerwahlrechts ein und stellt den 
Grundsatz auf: Wer in der Gemeinde als Jude 
wohnt, der ist Jude. (Beifall). 

Die Sitzung wird auf Dienstag, 11 Uhr vormittags 
vertagt. 

Wahl des Präsidiums des Verbandsrates. 

Berlin (J.T.A.). Der neugewählte Rat des Preu¬ 
ßischen Landesverbandes jüdischer Gemeinden hat 
am Dienstag, den 23. Juni, mittags, eine Sitzung 
abgehalten und sich konstituiert. 

Zum Präsidenten wurde der Vorsitzende der 
Berliner Jüdischen Gemeinde Kammergerichtsrat 
Leo W o 1 f f (Lib. Vereinigung) gewählt. Zu 
stellvertretenden Vorsitzenden mit 
gleichen Rechten und Pflichten wurden gewählt: 
Rechtsanwalt Dr. Alfred Kl e e (Jüdische Volks¬ 
partei), Bankier Bruno Galewsky (konservativ) 
und Justizrat Leo Lilienthal (liberal). 

Der dritte Verhandlungstag. 

Berlin (J.T.A.). Die erste Sitzung des dritten 
Verhandlungstages war der Durchberatung des 


Etats gewidmet. Betreffend einige Ausgaben-Posten 
wie z. B. Lehrerbildungsanstalten entspannt sich 
eine eingehende Diskussion, an der sich Lehrer 
Falkenberg, Rabbiner Kaufmann, A. 
Wiener- Beuthen, Rabbiner Dr. Freund- Han¬ 
nover u. a beteiligten. 

Zu einer interessanten Auseinandersetzung kommt 
es bei der Durchberatung des Kapitels Einnahmen. 
Und zwar bei der Position Staatsbeihilfen. 
Die Herren Dr. Ismar Freund und Landtagsab¬ 
geordneter Dr. B a d t geben Aufschluß über die 
bisherige Geschichte der Staatsbeihilfen. 

Herr Abgeordneter Dr. Badt gibt eine ausführ¬ 
liche Geschichte der Kämpfe um die Staatsbeihlfen 
für die jüdischen Synagogen-Gemeinden, und meint, 
der Kampf um die Staatsbeihilfen ist ein wichtiger 
Beitrag zum jüdischen Kampf ums Recht. Bereits 
im Jahre 1914 hatte im Preußischen Abgeordneten¬ 
haus ein Kampf dafür eingesetzt, daß den jüdi¬ 
schen Synagogengemeinden die proportionell 
gleiche Staatsbeihilfe zuteil wird, wie den evange¬ 
lischen und katholischen Bekentnissen. Im Jahre 

1923 figurierte im Preußischen Etat ein besonderes 
Kapitel Synagogengemeinden. Aber schon im Jahre 

1924 fiel die Angelegenheit unter den Tisch, ohne 
daß eine Begründung hierfür versucht worden ist. 
Der Kampf um die Wiederherstellung der Position 
wurde aufgenommen unter der Devise: was für 
Evangelen und Katholiken recht ist, muß für die 
Juden billig sein. Charakteristisch waren die Ar¬ 
gumente, die der damalige Finanzminister Richter 
gegen den damals vorliegenden Antrag Dr. Badt 
und Genossen ins Treffen geführt hat. Er meinte, 
der Umstand, daß das Fehlen dieser Position im 
Etat viele Jahre nicht bemängelt worden ist, be¬ 
weise, daß die Notwendigkeit einer Wiedereinstel¬ 
lung nicht vorliegt. Der Redner bemerkte, dieses 
Argument zeige, wie leicht durch stillschweigende 
Duldung ein Unrecht zum Recht gestempelt wird. 
Ein zweites Argument des Ministers war der Hin¬ 
weis, daß die Synagogengemeinden sogar leistungs¬ 
fähiger sind als die christlichen Gemeinden. Auch 
hier altes Vorurteil, welches unsere soziale Arbeit 
hemmt, und bekämpft werden muß. 

Der Kampf um die Position der Synagogenge¬ 
meinden im Preußischen Etat muß im Herbst er¬ 
neut und mit Nachdruck aufgenommen werden. Bei 
den Parteien der Weimarer Koalition besteht ein 
weitgehendes Verständnis. Gerade die sozialistische 
Fraktion war es gewesen, die als erste einen auf 
Einstellung einer bestimmten Summe für die Syna¬ 
gogengemeinden in den Etat dahingehenden Antrag 
eingebracht habe. Das ist um so bedeutsamer, als 
die Sozialdemokraten gegen alle Leistungen an Re¬ 
ligionsgesellschaften sind. Aber aus ; Gründen der 
Gerechtigkeit fordern sie Beitragsleistungen für die 
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Synagogen, solange Beiträge an andere Religions¬ 
gemeinschaften gezahlt werden. Hier ist eine Ana¬ 
logie zu ziehen. Noch vor 12 Jahren galten die So¬ 
zialdemokraten als vaterlandslose Gesellen, heute 
anerkennt man bis weit nach rechts hinein ihre 
staatserhaltende Kraft. Auch wir -Angehörigen der 
jüdischen Volkspartei werden in Kreisen der Libe¬ 
ralen, wo noch Naumann’sche Verdächtigungen 
wirken, als undeutsch gescholten. Wir hegen die 
Hoffnung, daß in weiteren Jahren auch die Arbeit 
der jüdischen Volkspartei von jüdischen Kreisen 
voll anerkannt sein wird. 

Es wurde dann zur Abstimmung über den Etat 
des Landesverbandes für 1925 geschritten, der mit 
den vom Haushaltausschuß vorgeschlagenen Ände¬ 
rungen einstimmig angenommen wurde. 


Der beschlossene Haushaltvorschlag für 1925. 


Berlin (J.T.A.). Der vom Verbandstag ange¬ 
nommene Voranschlag des Landesverbandes für 

1925 sieht vor: 



Ausgaben: 



Kap. 1: Verwaltung . 

Kap. 2: Subventionen an Gemein¬ 

Mk. 

59.000.— 

den, Theologische Bil¬ 

dungsanstalten u. Lehrer- 
bildungsanst. .... 

Mk. 

1.153.700.— 

Kap. 3: Verwaltungsblatt . . . 

Mk 

6.000.-- 

Kap. 4: Statistisches Jahrbuch 

Mk. 

4.000.— 

Kap. 5: Verbandstag und Rat 

Kap. 6: Bildungsanstalten zur Her¬ 

Mk. 

50.000.— 

anbildung von Lehrern, 
Kantoren und Gemeinde¬ 
beamten . 

Mk. 

46.000.— 

Kap. 7: Verschiedenes u. unvor¬ 



hergesehene Ausgaben 

Mk. 

50.000.— 

Summe 

Mk. 

1.368.700.— 

Einnahmen: 



L Staatsbeihilfen . 

2. durch Beiträge der Gemeinden 

Mk. 

510.000.— 

aufzubringen .... 

Mk. 

858.700.— 

Summe 

Mk. 

1.368.700.— 
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Nach den Münchener 
Gemeinde wa hlen 

Diejenigen Leser, denen die Notiz in Nummer 23 
dieses Blattes über die Gemeindewahl oder die amt¬ 
liche Bekanntmachung der Iraelitischen Kultusge¬ 
meinde München darüber entgangen ist — . und es 
werden deren nicht wenige sein — dürften sich 
über die Überschrift verwundern. Von den Ge¬ 
meindewahlen, die stattfanden, haben wohl die 
allerwenigsten Mitglieder der Kultus - Gemeinde 
etwas gemerkt und besonders vom Standpunkt der 
jüdischen Volkspartei, die im Jahre 1920 mit ent¬ 
schiedenen demokratischen Programmforderungen 
hervorgetreten ist, halte ich es für bedauerlich, daß 
die Gelegenheit der Gemeindeneuwahl nicht zum 
mindesten dazu benützt wurde, an die Gesamtheit 
der Gemeindewähler mit einem Bericht heranzutre¬ 
ten, ihnen zum mindesten in einer großen allge 
meinen Versammlung Gelegenheit zu geben, über 
die Entwicklung der Gemeindeverwaltung seit der 
letzten Wahl Kenntnis zu erhalten und sich auszu¬ 
sprechen. Ist doch eine Hauptforderung, mit der 
die jüdische Volkspartei 1920 in den Wahlkampf 
eingetreten ist, eine enge Verbindung der Gemeinde¬ 
mitglieder mit der Gemeindeverwaltung herzustel¬ 
len, bisher im wesentlichen unerfüllt geblieben und 
ich habe auch nicht den Eindruck, daß etwa die 
nunmehr in 5 Nummern vorliegende „Bayeri¬ 
sche Israelitische Gemeindezeitung“ 
diese Verbindung herzustellen vermag. Ich unter¬ 
schätze die Schwierigkeiten nicht, die in dieser 
Richtung bestehen, hätte es aber für notwendig 
und möglich gehalten, daß die Gemeindeverwaltung 
von sich aus in gewissen Abständen die Gemeinde¬ 
wähler zusammenberuft, um ihnen über die we¬ 
sentlichen Gemeindeangelegenheiten zu berichten, 
oder daß die an der Gemeindeverwaltung beteilig¬ 
ten Parteien dies tun. Aus all diesen Gründen be¬ 
dauere ich außerordentlich, daß nicht wenigstens 
bei der Neuwahl von der jüdischen Volkspartei aus 
etwas derartiges unternommen wurde. Ich fürchte, 
daß die auf einem Kompromißwege ohne jede Be 
teiligung der Wählerschaft erfolgte Neubesetzung 
der Gemeindevertretung zum mindesten nicht geeig¬ 
net ist, das Interesse der gesamten Gemeindemil¬ 
glieder an den Gemeindeangelegenheiten zu ver¬ 
stärken und ich hoffe, daß das, was jetzt vielleicht 
auch mit Rücksicht auf die vorgeschrittene Jahres¬ 
zeit, unterblieb, im Herbst nachgeholt werden wird. 

Man kann natürlich verschiedener Meinung über 
die Zweckmäßigkeit eines Kompromisses an sich 
sein, wenn man nicht etwa findet, daß die ganze 
Gemeindewahl eine unwichtige Angelegenheit sei — 
und die Parteien, deren Vertreter die Gemeindege¬ 
schäfte führen, finden das doch sicherlich nicht 
dann wird es an sich immer erwünscht sein, daß 
die Parteien nach Ablauf einer Wahlperiode sich 
in einem Wahlkampf treffen, ihre grundsätzlichen 
Meinungsverschiedenheiten auseinandersetzen, um 
d.en Gemeindemitgliedern Gelegenheit zu geben, 
ihre Verantwortung an den Gemeindegeschäften 
durch die Wahl zu betätigen. Es ist für die Ge¬ 
meindeentwicklung nicht ohne Gefahr, wenn etwa 
die bequemere Methode des Kompromisses zur 
Übung werden sollte, der frischere Zug, der gegen 
über den früheren Jahren gerade die letzte Wahl¬ 
periode in der Gemeindestube auszeichnete, würde 
damit bald verloren gehen. Es müßte möglich sein, 
solche Wahlkämpfe sachlich und ohne Gehässig¬ 
keit, von großen Gesichtspunkten geleitet, durch¬ 
zuführen und damit Bedenken über die Wirkung 
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solcher Wahlkämpfe gegenstandslos zu machen. 
Wenn man allerdings die Leistungen des Cen- 
t r a 1 - fV e r e i n s bei den Wahlen zum preußi¬ 
schen Gemeindeverband bedenkt, dann wären alle 
Befürchtungen im höchsten Grade berechtigt, ande¬ 
rerseits kann gerade der heftig aber sachlich ge¬ 
führte Gemeindewahlkampf in München im Jahre 
1920 als ein Gegenbeispiel angeführt werden. 

Die in München lebenden O s t j u d e n haben, so¬ 
weit mir bekannt ist, an dem Ko m promiß 
nicht teilgenommen und es ist dies nur 
zu begreiflich, sie sind in der jüdischen Gemeinde 
immer noch nicht gleichberechtigte Mitglieder, sie 
werden doch immer noch als Fremde minderen 
Rechts behandelt. Gerade die jüdische Gemeinde 
und die Parteien, die sie verwalten, müssen wissen, 
daß die Verweigerung der Einbürgerung durch 
Staat und Stadt alten antisemitischen Tendenzen 
entspringt und wenn die Gemeinde Juden, die seit 
Jahrzehnten hier ansässig sind, lediglich aus dem 
Grunde, weil ihnen die deutsche Staatsbürgerschaft 
vorenthalten wird, ebenfalls die Gleichberechtigung 
verweigert, so ist das zumindest in der Wirkung 
eine Konzession an eben jene antisemitischen Ten¬ 
denzen und muß die durchwegs seit Jahrzehnten 
hier ansässigen Ostjuden aufs schwerste kränken. 
Aus diesem Grunde scheint es mir auch außeror¬ 
dentlich richtig, daß dieselben darauf verzichtet 
haben, etwa durch Wahl solcher Personen aus 
ihrem Kreise, die zufällig eingebürgert sind, sich 
in der Gemeindeverwaltung vertreten zu lassen, 
daß sie vielmehr in der Gemeindeverwaltung nur 
ohne Umwege auf Grund der Gleichberechtigung 
mitwirken wollen. Es ist — ich weiß nicht ob für 
die Parteien, die die Gleichberechtigung verweigern, 
oder für die Betroffenen in höherem Grade — be¬ 
schämend, daß dieser Unterschied überhaupt noch 
gemacht werden kann und gerade wenn die Par¬ 
teien, die glauben, die Verweigerung aufrecht er¬ 
halten zu können, die Gründe ihrer extremen An¬ 
hänger nennen, dann sind es — gelinde gesagt —- 
deutliche Konzessionen an den Antisemitismus, 
eine erstaunliche Verkennung der Tatsache, daß die 
Antisemiten im Wesentlichen keine Unterschiede 
machen und alle Juden gleichmäßig mit ihrem Haß 
bedenken. Im ganzen Deutschen Reich, mit gering¬ 
fügigen Ausnahmen, haben die jüdischen Gemein¬ 
den es längst aufgegeben, zwischen Juden verschie¬ 
dener Herkunft Unterschiede zu machen, die ja 
auch als absurd bezeichnet werden müssen. In 
der jüdischen Gemeindestube handelt es sich 
um jüdische Dinge u. wer wird denn da behaup- 


Erhatic & Wille 

Herren- 

und Damenschneiderei 

MÜNCHEN 

Marienplatz 18/1 
Telephon 23829 


ten wollen, daß in jüdischen Angelegenheiten der 
Ostjude minder interessiert wäre, als etwa solche 
liberalen Juden, die sich in die Gemeindeverwal¬ 
tung wählen lassen und an ihren Aufgaben über¬ 
haupt keinen Anteil genommen haben. Kaum je¬ 
mand wird bestreiten, daß etwas derartiges bei den 
Ostjuden nicht möglich wäre und daß Interesse 
und Kenntnis die Ostjuden mindestens in 
gleichem Maße berechtigt und befähigt, an den An¬ 
gelegenheiten ,der jüdischen Gemeinde mitzuwir¬ 
ken, wie alle anderen Juden. Es ist von Seiten 
der Ostjuden davon abgesehen worden, etwa von 
sich aus einen Wahlkampf zu veranstalten, weil 
erwartet wird, daß die bestehende schreiende Un¬ 
gerechtigkeit von der neuen Gemeindeverwaltung 
nunmehr rasch beseitigt wird. Jakob R e i c h. 

Jüdisch-PolnischeVerhandlungen 

Das Problem der polnischen Judenheit ist eines 
der Hauptprobleme des gesamten Weltjudentums; 
denn Polen ist gegenwärtig ein Hauptland jüdischer 
Massensiedlung und spielt die gleiche Rolle inner¬ 
halb der Weltjudenheit wie einst das zaristische 
Rußland. Nach den neuesten Statistiken leben in 
Polen über 3 Millionen Juden, und da sie in sehr 
vielen Städten und Städtchen einen hohen Prozent¬ 
satz der Bevölkerung bilden oder sogar die Mehr¬ 
heit der Einwohner darstellen, führen sie eine eigen¬ 
artige nationale Existenz, welcher jüdische Lebens¬ 
form Selbstverständlichkeit ist. Die polnischen Ju¬ 
den verfügen in kultureller Hinsicht über eine große 
Zahl eigener, die großen Massen umfassender In¬ 
stitutionen, sie sind im hohen Grade Träger jüdi¬ 
scher Überlieferung und jüdischen Wissens, sie re¬ 
präsentieren am vollkommensten den Typus des 
nichtassimilierten Juden — und darum liegt in der 
polnischen Judenheit eine besonders zu wertende 
Quelle aufgespeicherter jüdischer Volksenergie. 
Das Schicksal der polnischen Judenheit verdient 
deswegen das besondere Interesse der Juden der 
ganzen Welt. 

Die polnischen Juden haben aus den Ereignissen 
der letzten Kriegsjahre sehr viel gelernt und lehn¬ 
ten es ab, im Interesse des Staatsvolkes sich zu 
Werkzeugen der Unterdrückung der anderen natio¬ 
nalen Minderheiten degradieren zu lassen. Es war 
nicht nur das Bewußtsein der eigenen nationalen 
Art, die die Juden zu dem unbedingten Bekennt¬ 
nis ihres Judentums zwang, sondern auch die Er¬ 
fahrung, daß sich der Zorn der mit Hilfe des jüdi¬ 
schen Werkzeuges unterdrückten nationalen Mi¬ 
noritäten gegen das Herrenvolk zuerst und in 
nachdrücklichster Weise gegen das Werkzeug, die 
Juden, kehrt. Die grauenhaften Erfahrungen aus 
der Zeit des Kosackenführers Chmielnicki sind im 
Bewußtsein der polnischen Judenheit noch leben¬ 
dig, und deswegen verlangten die Juden, um nicht 
zwischen Hammer und Amboß zu geraten, die Stel¬ 
lung einer besonderen nationalen Minderheit. Die¬ 
ser Grundsatz wurde während der Friedensver¬ 
handlungen in Paris anerkannt, und der Versailler 
Vertrag, der den neuen polnischen Staat konsti¬ 
tuierte, sah. die Zuerkennung von nationalen Min¬ 
derheitsrechten auch an die jüdische Minorität in 
Polen vor. 

Sechs Jahre sind seit dem Abschlüsse des Versail¬ 
ler Vertrages verstrichen, und bis zum heutigen Tage 
hat Polen, trotzdem es seine Unterschrift unter die¬ 
sen Vertrag gesetzt hatte, noch nichts getan, um 
diese auf dem Papiere garantierten Rechte in der 
Praxis durchzuführen. Im Gegenteil! Alle bisheri- 
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gen polnischen Regierungen haben mit unbeug¬ 
samer Rücksichtslosigkeit alles getan, um die Lage 
der jüdischen Minderheit in Polen zu erschweren 
und ihre Existenzmöglichkeit einzuengen. In kul¬ 
tureller Hinsicht finden die Bedürfnisse der Juden 
seitens des polnischen Staates nicht die geiingste 
Unterstützung. In wirtschaftlicher Hinsicht ist die 
gesamte Gesetzgebung darauf gerichtet, die Juden 
aus allen seit jeher innegehabten wirtschaftlichen 
Stellungen zu verdrängen. Die Steuerpraxis ist dazu 
angetan, die jüdischen Industriellen und Kaufleute 
zu ruinieren. Gewerbeordnung und Finanzwirl- 
schaft des Staates sind gegen die Juden gerichtet. 
Die gesamte Verwaltung, von den Ministerien bis 
zu den subalternsten Stellen, ist antisemitisch, und 
wehe dem Juden, der in Berührung mit den Orga¬ 
nen des polnischen Staates kommt. 

Diese Mißachtung der feierlich unterschriebenen 
Verträge, die Entrechtung der nationalen Minder¬ 
heiten und insbesondere der Ausrottungskrieg ge¬ 
gen die Juden hatten schließlich dazu geführt, daß 
die politische, wirtschaftliche und finanzielle Lage 
Polens schwer erschüttert und das Vertrauen des 
Auslandes zum neuen polnischen Staate völlig ge¬ 
schwunden ist. Der polnische Staat bekommt im 
Auslande keine Anleihe. Überall werden den polni¬ 
schen Vertretern die zahllosen Klagen entgegenge- 
halten, die aus den Kreisen der unterdrückten Min¬ 
derheiten in Polen ins Ausland dringen. Unter dem 
Druck seiner finanziellen Not und der öffentlichen 
Meinung der Welt sah sich die polnische Regierung 
gezwungen, so zu tun, als ob sie ihren bisherigen 
Kurs gegenüber den Juden verlassen wollte. Sie 
lud die jüdischen Abgeordneten des polnischen 
Sejms zu Besprechungen ein, um mit ihnen über 
die jüdischen Forderungen zu verhandeln. Sie ver¬ 
schrieb sich aus London den Generalsekretär des 
Board of Deputies, Herrn Luden Wolf, damit 
dieser im Auslande Zeugenschaft ablegen könne, 
daß die polnische Regierung willig sei, den Forde¬ 
rungen der polnischen Judenheit entgegenzukom¬ 
men. Immer betonte aber die polnische Regierung, 
daß sie zunächst unbedingtes Gewicht auf die Ver¬ 
traulichkeit der Verhandlungen mit den Juden le¬ 
gen müsse. Diese Methode ruft natürlich bei einem 
großen Teile der polnischen Judenheit angesichts 
der bisher gemachten Erfahrungen das größte Miß¬ 
trauen hervor. Einer der bekanntesten Führer der 
polnischen Judenheit, der Abg. G r ii n b a u m , 
lehnte es ab, vertrauliche Verhandlungen mit der 
Regierung zu führen und trat aus dem jüdischen 
Sejm-Klub aus. Während die Verhandlungen vor 


sich gingen, machte der polnische Sejm durch An¬ 
nahme einer Verordnung 35 000 jüdische Familien 
brotlos, indem er ihnen die Konzessionen für den 
Verkauf von Monopolartikeln ohne die geringste 
Entschädigung entzog. Der Obmann des jüdischen 
Sejm-Klubs, Dr. Leon Reich, legte unter dem 
Eindruck dieses Beschlusses seine Stelle als Ob¬ 
mann des Klubs nieder und zog seine Demission 
erst dann zurück, als ihm Klub und zionistischer 
Oberrrat neuerdings das Vertrauen aussprachen 
und ihn bevollmächtigten, die Verhandlungen mit 
der Regierung fortzusetzen. 

Die jüdischen Abgeordneten haben in der letzten 
Woche der polnischen Regierung ihre Forderung 
in einem M e m o r a n d u m dargelegt. Jetzt ist 
die Gelegenheit für die polnische Regierung gekom¬ 
men, zu zeigen, ob es ihr wirklich ernst darum zu 
tun ist, ihr Versprechen einzuhalten. Leider deuten 
alle Anzeichen darauf hin, daß die polnische Re¬ 
gierung wiederum versuchen wird, die Juden hin¬ 
zuhallen, die ganze Frage zu verschleppen und den 
Kurs ihrer bisherigen Ausrottungspolitik gegen die 
Juden beizubehalten. M. W. 

„Gottesstürmer“ 

Wir bringen im Folgenden die interes¬ 
santen Ausführungen eines ausgezeichneten 
Kenners Rate-Rußlands, Dr. J. S c h e c h t- 
m a n n , die wir der Wiener „B rück e“ 
entnehmen. 

I. 

In dem Kampfe der russischen Kommunisten 
gegen Gott und die Religion liegt doch — bei aller 
Entsetzlichkeit ihrer Methoden — etwas Groß¬ 
artiges, Tragisches, Grandios-Wahnsinniges; in 
einem Lande, das von tiefer Religiosität durch¬ 
drungen, mit Kirchen dicht besät ist, unter einer 
Bevölkerung, die in dem Klerus, den Kirchen, den 
Heiligenbildern die Verkörperung Gottes auf 
Erden zu sehen gewohnt ist, — bei solchen Be¬ 
dingungen dem Herrgott, den Heiligen, der Reli¬ 
gion, den Priestern einen offenen Kampf erklären, 
den Himmel stürmen zu wollen — das bedeutet 
viel Mut, viel Glauben an eigene Kraft, Wahrheit 
und Recht. 

Die russischen Kommunisten haben diesen Kampf 
gewagt. Sie wußten zu gut, was sie da unter¬ 
nehmen. Sie wußten, daß die Religion tief in der 
Volksseele wurzelt, daß der organisierte orthodoxe 
Klerus eine riesige Macht über die Seelen und die 
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Vernunft der Massen besitzt und daß sie ein ge¬ 
wagtes Spiel spielen. Und doch haben si'e diesen 
Wurf getan. Haben alle Werte in den Kirchen 
konfisziert, eine Anzahl von Kirchen beschlag¬ 
nahmt, das Oberhaupt der orthodoxen Kirche, den 
Patriarchen Tichon, arretiert, entthront und dem 
Gerichte übergeben, viele Geistliche wegen ihres 
Widerstandes gegen bolschewistische Maßnahmen 
füsiliert. 

Das war wahnsinnig und verbrecherisch. Aber 
diesem verbrecherischen Wahnsinn wohnte we¬ 
nigstens ein Zug düsterer Größe, wirklichen Wage¬ 
muts mne. Die russischen Kommunisten haben 
den Krieg einem Gott erklärt, dessen Diener auf 
Erden einen realen und nicht ungefährlichen 
Widerstand leisten können. Und als die russischen 
Kommunisten den Sturm gegen Gott begonnen 
haben, — war das ein wirklicher, nicht ein 
Theatersturm. Es war ein wahrhaftiger Kampf, 
auf beiden Seiten mit realen Kräften geführt, von 
Menschenopfern in den beiden Lagern begleitet. 
Diesem Kampfe konnte man nicht eine eigen¬ 
artige, grausame, tragische Größe absprechen. 

Wie alles auf der jüdischen Gasse, — so ent¬ 
artete auch diese Tragödie bei uns zu einer quä¬ 
lenden kläglichen Posse. Unsere dem Ghetto ent¬ 
wachsenen „Gottesstürmer“ aus der jüdischen 
Sektion der kommunistischen Partei („Jewsektia“) 
stürmten ihrerseits auch unbeholfen und talentlos 
gegen den jüdischen Gott, im voraus wissend, daß 
sie keinen realen Widerstand hier auf Erden zu 
befürchten haben, daß die geknechteten und nieder¬ 
geschlagenen jüdischen Massen keinen bewaffneten 
Aufstand wagen werden, daß sie ungestraft die 
besten Gefühle dieser Massen verhöhnen dürfen. 
Das, was sich in dem allrussichen Leben zu einer 
erschütternden, von einem tiefen innerlichen Pa¬ 
thos erfüllten Epopöe eines gewaltigen Zusammen¬ 
stoßes zwischen einer vielhundertjährigen religiö¬ 
sen Tradition und dem sozialistischen Atheismus 
gestaltete, ist bei uns zu einer abscheuerregenden 
Grimasse, zu einer kleinstädtischen „Revolte“ 
eines Häufleins geriebener „Jeschiwa-Bochurim“ 
gegen den auf Erden machtlosen jüdischen Gott 
und sein Ritual verzerrt worden. Vom Erhabenen 
zum Lächerlichen ist immer bloß ein Schritt. Die 
jüdischen Kommunisten haben auf diesem Wege 
nicht einen Schritt, sondern viele, viele Schritte 
getan ... 

II. 

Sie sind eigentlich sehr wenig anspruchsvoll in 
ihren Bestrebungen und begnügen sich mit ganz 
kleinen „Eroberungen“. Sie wissen gut, daß es 
eine schwere Aufgabe ist, den jüdischen Gott aus 
den Herzen der Erwachsenen zu verdrängen. Die 
„Obrigkeit“ aber fordert schnelle und sichtbare 
„Erfolge“. Und die „Gottesstürmer“ beginnen mit 
den „Kleinen“, mit den Kindern. Nicht einmal mit 
den Halberwachsenen, mit Jünglingen, sondern 
einfach mit Kindern. Die 10—»12 Jahre alten Zög¬ 
linge von Talmud-Thora’s, von Kinderheimen, 
Kinderasylen werden zu Versammlungen. Konfe¬ 
renzen, Tagungen zusammengejagt und votieren 
fertige, rechtzeitig von der dirigierenden Hand ver¬ 
faßte Resolutionen „gegen Gott“. Das ist keine 
Anekdote, kein böser Scherz. In Moskau erscheint 
in russischer Sprache eine spezielle Zeitschrift 
„Besboschnik“ („Gottloser“), die vollständig dem 
Kampfe gegen die Religion gewidmet ist. Und in 
diesem offiziellen Bolschewistenblatt finden wir 
eine Reihe von Mitteilungen dieser Art. In den 
Nummern 15 und 25 finden wir Mitteilungen, daß 


in Moskau die Zöglinge einer Reihe von Kinder¬ 
heimen eine. Resolution angenommen haben, in der 
unter anderem gesagt wird: „es existiert kein 
Gott und es dürfen auch keine Synagogen be¬ 
stehen; diese müssen für kulturelle Zwecke ver¬ 
wendet werden“. In Nowosibkow (Gouvernement 
Tschernigow) ist eine Konferenz von 400 Kindern 
einberufen worden, die ähnliche „Beschlüsse“ ge¬ 
faßt hat. In Winnitza (Gouvernement Podolien) 
wurde die ganze antireligiöse Kampagne aus¬ 
schließlich unter der unreifen Jugend geführt. In 
diesem Milieu ist es selbstverständlich viel leich¬ 
ter, billige Lorbeeren zu ernten, indem man einen 
Kinderfeldzug gegen Gott in die Wege leitet... 

Aber Gott selbst thront zu hoch, als daß ihn die 
Sturmkolonnen der „Jewsektia“ erreichen könnten. 
Man ist darum gezwungen, sich an den irdischen 
Attributen der Gottheit — an Sabbat, Feiertage, 
Bibel, hebräischer Sprache, Synagogen, Rabbiner, 
Chedorim, Melamdim — schadlos zu halten. Nach 
dieser Richtung arbeitet die ,Jewsektia“ mit einem 
rührenden Eifer. 

Der Hauptkampf gilt dem Sabbat. Der ist 
den jüdischen Kommunisten am unbequemsten. 
Einerseits zwar kann man gegen ihn nichts ein¬ 
wenden: „sechs Tage arbeite und am siebenten — 
ruhe! — das ist doch höchst demokratisch. Ande¬ 
rerseits aber ist der Sabbat doch — Religion: 
nicht nur ein Ruhetag, sondern auch ein Festtag. 
Der Sabbat trägt einen Stempel der Heiligkeit, den 
die „Diener Gottes“ ihm aufgeprägt haben. „An¬ 
statt ein Ruhetag zu sein, ist er zu. einem Tage 
der religiösen Zeremonien geworden“, — schreibt 
empört der kommunistische „Emes“. Und prokla¬ 
miert einen Feldzug gegen den Sabbat. Ruhen 
muß man, das ist selbstverständlich, — aber nur 
nicht am Sabbat!... 

Wann aber sonst? Hier beginnt der Zwiespalt 
in der Seele der „Jewsektia“. Die einen sagen: 
Sonntag. 

Das ist der Ruhetag für alle Arbeiter der Sowjet¬ 
union. Und die Juden, aus proletarischem Soli¬ 
daritätsgefühl, müssen den Sonntag feiern. Die 
anderen erwidern aber: auch der Sonntag ist kein 
proletarischer und kein allbürgerlicher, sondern 
ein religiöser Feiertag. Welcher Sinn liegt dann 
in dem Tausch? 

Die einen wie die anderen glauben sich im 
Rechte. Und in der Praxis kommt etwas wirklich 
Paradoxes heraus: in Kamenetz-Podolsk, Orscha, 
Gomel, Witebsk haben die Lehrer der Sowjet¬ 
schulen beschlossen, den Sabbat gegen den 
Sonntag einzutauschen. Die Arbeiter in Odessa 
und Kiew haben beschlossen, nicht am Sabbat 
und nicht am Sonntag, sondern am Montag zu 
ruhen. Und die jüdischen Arbeiter in Poltawa 
haben gar den Mittwoch zum Ruhetag erkoren 
. . . Der jewsektische „Emes“ bemüht sich ver¬ 
gebens, aus diesem Labyrinth herauszuführen, 
indem er seine Leute daran erinnert, daß „der 
Ruhetag, um Schwierigkeiten in der Produktion 
und im Konsum zu vermeiden, ein einheitlicher 
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für das gesamte Sowjet-Rußland sein muß, für alle 
seine Arbeiter und alle seine Völker“. 

III. 

Viel einfacher ist es mit den Feiertagen. 
Hier ist die Sache sonnenklar: die Feiertage sind 
von der jüdischen Bourgeoisie in ihrem Klassen¬ 
interesse ersonnen worden. Und gegen die Feier¬ 
tage wird ein unerbittlicher Feldzug geführt. Am 
Versöhnungstage („Jom-Kippur) werden Festmahle 
und Tanzabende veranstaltet, am Pessach — „cho- 
mezdige“ Abendessen. Die kommunistische Jugend 
wird für jede Beteiligung an den Festgebräuchen 
auf das strengste verfolgt. In Winnitza ist gegen 
einige junge Arbeiter ein spezielles Gericht abge¬ 
halten wo- n, weil sie an einem „Seder“ teil¬ 
genommen n. In derselben Stadt hat man 
öffentlich, in A. vesenheit eines zahlreichen christ¬ 
lichen Publikums, einige jüdische Kommunisten 
„gerichtet“, die schon ein ganz großes Verbrechen 
begangen hatten: sie haben am Pessach neue 
Kleider angezogen . . . Und in Witebsk wurden 
20 Kommunisten wegen eines noch eigenartigeren 
Vergehens vor ein Parteigericht gestellt: sie haben 
bei sich zu Hause Mazzoth backen helfen . . . 

Sehr wenig Umstände machen die jewsektischen 
„Gottesstürmer“ mit den Synagogen. Ihr Schick¬ 
sal ist besiegelt. In Charkow hat eine Versamm¬ 
lung von 1500 Studenten der Arbeiteruniversität 
ohne weiteres beschlossen, alle jüdischen Bethäuser 
zu requirieren. In Moskau hat eine Versammlung 
von Arbeitern der 26. Fabrik in heller Empörung 
konstatiert, daß „der jüdische Klerikalismus, der 
aus Minsk vertrieben wurde, nach Moskau über¬ 
siedelt ^ ist“, sodaß man in den letzten „jomim 
noroim“ (Hohe Feiertage) für einen „Maftir“ bis 
zu 10 Milliarden gezahlt hat; man müsse darum 
die Chorsynagoge, „den Herd des Klerikalismus“, 
der jüdischen Gemeinde fortnehmen. Dieses Atten¬ 
tat auf die älteste Synagoge Moskaus ist zwar 
mißlungen. In Tschernigow und Winnitza haben 
die lokalen Sowjets den „Arbeitern“ die Haupt¬ 
synagogen bereits übergeben. In Hornel hat der 
Sowjet beschlossen, „infolge der herrschenden 
Wohnungsnot“ ein Drittel aller Kirchen und Syna¬ 
gogen zu schließen und die Gebäude „allgemein- 
nützlichen Zwecken“ zu übergeben. Auf Grund 
dieses Beschlusses sind 31 Synagogen und Kir¬ 
chen geschlossen worden. In Odessa ist die schöne 
historische „Broder“-Synagoge in einen Arbeiter¬ 
klub verwandelt worden. In allen Städten des 
Kaukasus sind je eine Synagoge beschlagnahmt 
worden. Der jüdische Gott wird aus allen seinen 
Festungen verdrängt. 

Von den Synagogen bis zu den Rabbinern 
ist ein Schritt. Die Synagogen werden geschlos¬ 
sen und die Rabbiner, diese „Statthalter Gottes auf 
Erden“ — nach der Terminologie der „Jewsektia“ 
— werden eingesperrt; da man doch den Herrgott 
selbst nicht einsperren kann . . . Verhaftungen 
werden unter verschiedensten Vorwänden vorge¬ 
nommen. Der Rabbiner Barischansky brachte 7 
Monate im Gefängnis zu, weil er auf einer söge- 
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nannten „unparteiischen Arbeiterkonferenz“ gegen 
den antireligiösen Feldzug der „Jewsektia“ auf¬ 
trat. Der Rabbiner Schneersohn in Hornel wurde 
verhaftet wegen einer „ungesetzlichen Ausübung 
von Geriichtsfunktionen“, er hat an einem religiö¬ 
sen Gericht („Din-Thora“) teilgenommen. Der 
Rabbiner von Petrograd, Dr. Eisenstadt, wurde 
seinerzeit wegen einer „Verletzung des Gesetzes 
über Trennung von Staat und Kirche“ verhaftet 
usw. 

Daß die Bibel, die hebräische Sprache, der 
Cheder verfolgt werden, — weiß jeder. Das alles 
hat ja mit Gott zu tun. Gott aber ist der Feind 
Man kann ihn ungestört, mit allen Mitteln der 
Staatsmacht, bekämpfen. Dieser klägliche, wahn¬ 
sinnige, unnütze Kampf, diese schändliche Parodie 
auf’s „Gottesstürmertum“, geht unaufhörlich vor 
sich. Die niedergeschlagene, ausgehungerte, macht¬ 
lose jüdische Masse erleidet geduldig alles, — nur 
selten und vereinzelt (Krementschug, Charkow) 
brach mit elementarer Gewalt die Empörung aus 
Und der jewsektische „Ham“ „bekämpft Gott“* 
bestürmt den Himmel, —- unter dem Schutze der 
„roten Bajonette“. Ein grauenvoll abscheuliches 

• • • Dr. J. Sch echtmann. 

Joint-Tätigkeit n Rußland 

000 Rubel des Agro-Joint . Der wirtschaftliche 
Riiin der russischen Judenheit. — 80 Prozent Aus¬ 
wanderungswillige — Innenkolonisation die einzige 
Rettung. 

Der gegenwärtig in Rußland weilende europäische 
Direktor des Joint Distribution Committee, Dr. Bern¬ 
hard K a h n , hielt am 4. Juni eine Beratung mit 
\ei tretein verschiedener Gruppen der Moskauer 
Judenheit ab, der auch Dr. Joseph R o s'e n bei¬ 
wohnte. Erörtert wurden die Fragen der neuen jü¬ 
dischen landwirtschaftlichen Kolonisation, die Me¬ 
thoden der Finanzhilfe für diejenigen Schichten, die 
sich der Landwirtschaft nicht widmen 
können, und andere finanzielle und soziale 
Fragen. Einstimmig kam zum Ausdruck, daß der 
jüdischen Kolonisationsbewegung in Rußland eine 
große historische Bedeutung beizumessen sei, wo¬ 
bei aber nicht vergessen werden dürfe, daß weite 
Schichten der jüdischen Bevölkerung in Rußland, 
die sich der Landwirtschaft nicht widmen können, 
m schwerer Not sind und der Unterstützung bedür- 
en. Nach Schluß des Meinungsaustauschs infor¬ 
mierten die Herren Dr. K a h n und Dr. Rosen 
die Anwesenden dahin, daß das Joint Distribution 
Committee, das sich nun der Förderung der jüdi¬ 
schen Kolonisationsbewegung widmen will, die 
Hilfsarbeit auf anderen Gebieten keineswegs ver¬ 
nachlässigen werde. So z. B. beabsichtigt Joint, 
im Kontakt mit verschiedenen lokalen Organisa¬ 
tionen eine Aktion für die jüdischen Hand- 
w . e r k e r in die Wege zu leiten. Dieselben sollen 
mit Werkzeugen, Rohstoffen usw. versorgt werden. 
Ebenso wird Joint die medizinische und sanitäre 
Hilfstätigkeit der Gesellschaft „OSE“ weiter finan¬ 
zieren. Joint wird auch das Kinderhilfswerk in die 
Wege leiten und — wenn im Zusammenhang mit 
der neuen Wirtschaftspolitik der Sowjet-Union die 
Lage der Kleinhändler aussichtsreicher werden 
\viid eine Darlehensaktion auf kooperativer 
Grundlage organisieren, um den Kleinhändlern zu 
ermöglichen, ihre Geschäfte weiterzuführen. Die 
beiden Jointdirektoren erklärten zum Schluß, daß 
die vom Joint Distribution Committee gesammelten 
Ponds zwar für Aufbau- und Hilfsarbeit in vielen 
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Ländern, wahrscheinlich auch in Palästina, 
bestimmt seien, daß aber der größte Teil dieser 
Fonds der Arbeit in Rußland, wo die Not am 
größten ist, verwendet werden würden. 

New York (J.T.A.). Der dieser Tage von seiner 
Reise durch Palästina und Rußland nach 
New York zurückgekehrte Philanlrop Mr. David A. 
Bro wn gab dem J.T.A.-Vertreter eine Schilde¬ 
rung der Wirtschaftslage der russischen Judenheit, 
die er als trostlos bezeichnete. Da eine Auswande¬ 
rung wegen der Sperre der Immigrationsländer un¬ 
möglich ist, bleibt als einzige Rettung die innere 
Kolonisation. Mr. Brown sagte, er übernehme mit 
Freude die ihm vom Joint Distribution Committee 
übertragene Aufgabe, die Kampagne für die in den 
nächsten drei Jahren aufzubringenden fünfzehn 
Millionen Dollar für die jüdische Kolonisa¬ 
tion in Rußland zu leiten. Mr. Brown schildert voll 
Enthusiasmus das Leben der neuen jüdischen Sied¬ 
ler in Rußland und führt aus: Man muß selber in 
Rußland geweilt haben, um die liefe Bedeutung der 
Kolonisationsbewegung unter der russischen Juden¬ 
heil würdigen zu können. Mag sich die allgemeine 
Lage in Rußland gebessert haben, Tatsache ist, daß 
die Mehrheit der Juden in R u ß 1 a n d 
hoffnungslos ruiniert ist. Für die jüdi¬ 
schen Stadtbewohner besteht keine Aussicht, je ihre 
wirtschaftliche Position wieder zu erlangen. Der 
freie Handel ist und bleibt behindert. Einzig die 
innere Kolonisation kann das wirtschaftliche Pro¬ 
blem der russischen Judenheit lösen. Wenn auch 
nur ein Teil der jüdischen Stadtbewohner aufs 
Land zieht, so wird sich die Lage der Zurückge¬ 
bliebenen verbessern. In Rußland blickt man voll 
Hoffnung auf die Arbeit des Joint Distribution 
Committee, mit dessen Hilfe die ersten 4000 jüdi¬ 
schen Familien bereits auf dem Lande angesiedelt 
worden sind. Es liegen aber Gesuche von weite¬ 
ren 25 000 Familien vor, man schätzt, daß bis Ende 
dieses Jahres sogar 100 000 jüdische Familien in die 
Gesuchslisten eingetragen sein werden. Die ameri¬ 
kanische Judenheit wird den Hauptanteil der 
Kosten für die Ansiedlung dieser 100 000 Familien 
auf sich nehmen müssen. Die russische Regierung 
fördert die Bewegung für die Landansiedlung durch 
Zuteilung von Boden, jedoch die nötigen Fonds 
müssen in Amerika gesammelt werden. Unbegründet 
ist die Furcht, daß diese Kolonisationsarbeit eine 
antisemitische Bewegung unter der russischen 
Bauernschaft hervorrufen könnte. Die jüdischen 
Siedler leben im besten Einvernehmen mit ihren 
russischen Nachbarn. Joint hat in Rußland, wo es 
nötig war, auch russische Bauern unterstützt, die 
in der Nachbarschaft jüdischer Siedlungen leben. 

Sollten die Tore Palästinas o f f e n 
stehen, sagte Mr. Brown, so würden zweifel- 
1 o s 80% der jüdischen Bevölkerung 
Sow]et-R u ß I a n d s n a c h P a 1 ä s t i n a 
geh e n wolle n. Die russische Regierung wird 
einer Palästina-Wanderung nicht im Wege stehen. 
Leider kann Palästina diese Masse heute noch nicht 
aufnehmen. Ich habe zuletzt in Paris mit dem Prä¬ 
sidenten der Zionistischen Weltorganisation Dr. 
Weizmann das russische Judenproblem diskutiert. 
Dr. Weizmann versprach, das mögliche zu tun, um 
einer Judenwanderung aus Rußland nach Palästina 
die Wege zu ebnen. 

Herr Brown schloß: Was ich in Palästina 
gesehen habe, h at m ich überwältigt. 
Es waren beglückende Eindrücke und Erlebnisse. 
Abgesehen von Palästina ist aber für die ameri¬ 
kanische Judenheit das dringendste Problem, den 


Juden in Rußland zu helfen. Meine Tätigkeit für 
die Joint-Kampagne wird meine Arbeit für den 
Keren Hajessod und die anderen zionistischen In¬ 
stitutionen nicht vermindern. Mitte Juni gehe ich 
an die Arbeit. 

Der Fetisch der Substanz 

Nachstehende Betrachtungen zum Zusam¬ 
menbruch S t i n n e s entnehmen wir der 
,,W i e n e r Morgen-Zeitun g“: 

Als Hugo Stinnes auf der Höhe seiner Macht 
stand, wurde von den deutschen Antisemiten mit 
Vorliebe auf seine spezifische wirtschaftliche Be¬ 
tätigung verwiesen. Sie betonen, daß Stinnes förm¬ 
lich den arischen Gedanken des Strebens nach der 
Materie verkörpere. Er habe nur nach der Substanz 
gestrebt und deswegen, weil er ein bodenständiges 
Industrieunternehmen nach dem anderen seinem 
Wirtschaftsgebilde angekoppelt, deswegen, weil er 
sich von finanziellen Kombinationen ferngehallen 
habe, deswegen sei sein Konzerngebilde von blei¬ 
bendem Wert. Es waren Gedanken, die in gewisser 
Hinsicht auf den Fanatiker Ford zurückzuführen 
sind, der doch ebenfalls dem Antisemitismus unge¬ 
heure Mengen von Rüstzeug geliefert hat. Stinnes 
war nach Ansicht der Hakenkreuzler derjenige, der 
seine enge Verbindung mit der Scholle in der Pro¬ 
duktion zum Ausdruck bringe. Sie hoben dies be¬ 
sonders hervor, um den Gegensatz gegenüber der jü¬ 
dischen Wirtschaft hervorzuheben, die sich angeblich 
mehr auf das Finanzielle verlege, bei der die Sub¬ 
stanz nur eine untergeordnete Rolle spiele und nur 
der Profit auf Grund der kommerziellen Kombina¬ 
tionen die Hauptsache sei. Es soll hier nicht betont 
werden, daß diese antisemitische Behauptung voll¬ 
kommen falsch ist, daß jüdische Mentalität den 
Wert der Substanz sehr hoch zu schätzen weiß. 
Gerade das Beispiel des von den Hakenkreuzlern 
so stark angefeindeten Rathenau zeigt dies, des¬ 
sen Vater das gewaltige, fest fundierte Gebäude 
eines ungeheuren Elektrizitätsgebildes geschaffen 
und der sich selbst in seiner wirtschaftlich-prakti¬ 
schen Betätigung fern von jeder Ideologie hielt und 
der Materie jederzeit die ihr gebührende Rolle ein- 
räumte. Doch die Antisemiten wollten damit in erster 
Reihe auf gewisse jüdische Finanzgrößen hetzen, 
deren Wurzeln in der Finanz fest verankert sind. 
Sie haben auf den „jüdischen Kapitalismus“ hinge¬ 
wiesen, der angeblich mehr in der Erfassung des 
Kapitals und in seiner finanziellen Verwertung als 
in der wahrhaften Produktion seine Aufgabe sehe. 

Für sie war Hugo Stinnes das Symbol, das m 
Gegensatz dazu nur in der Substanz wurzelte. 
Stinnes selbst war Von der Richtigkeit dieser Loli¬ 
hudeleien auf seine Taktik so überzeugt, ja förm¬ 
lich durchdrungen, daß er in diesem Sinne fort- 
wirkte und, statt die Gesetze der Finanz genau zu 
beobachten, statt den finanziellen Untergrund 
seiner Unternehmungen ernstlich zu prüfen und 
ihre finanzielle Konzeption zu erfassen, immer nur 
wahllos die Substanz häufte. Er hat wohl im Ver¬ 
laufe seiner Aktionen zu einzelnen Banken Bezie¬ 
hungen angeknüpft, doch hat er die wirklichen Po¬ 
tenzen der deutschen Finanz links liegen lassen. 
Er hat sich nur kleine Banken botmäßig gemacht 
und dies nur deswegen, damit sie ihm förmlich zu 
seinem Substanzgebilde den Zucker lieferten. Als 
substantielle Fundamente hat er sie nie betrachtet. 
Man könnte Stinnes als den „Fanatiker der Sub¬ 
stanz“ ansehen, wie er gerade von der modernen 
wirtschafts-antisemitischen Theorie gepredigt wird. 
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Als eine Reihe jüdischer Inflationsgrößen in 
Österreich und Deutschland zusammengebrochen 
waren, wurde von der antisemitischen Richtung 
immer wieder betont, daß dies einem Stinnes, trotz¬ 
dem er ebenfalls in der Zeit der Inflation seine Ge¬ 
bilde zum Großteil geschaffen hatte, unmöglich pas¬ 
sieren könne. Es wurde erklärt, dies sei schon des¬ 
wegen ausgeschlossen, weil der Konzern Stinnes 
allzu viel mit der Materie verknüpft sei und nichts 
mit dem labilen Einfluß der jüdischen Finanzen 
gemein habe. 

Die Ereignisse der letzten Wochen haben gerade 
dargelegt, daß auch diese Taktik eine vollkommen 
verfehlte war. Der Fetisch der Substanz konnte ge¬ 
genüber den anstürmenden Ereignissen nicht stand¬ 
halten. Er ist zusammengebrochen, viel rascher und 
viel gründlicher, als es bei den sogenannten jü¬ 
disch-finanziellen Inflationsgründungen der Fall 
war. Dadurch, daß Stinnes allzusehr an der Sub¬ 
stanz gehängt, daß er nie ihre Liquidierung in Be¬ 
tracht gezogen hat, daß er ihre Durchflutung mit 
dem finanziellen Blute des Kapitals absichtlich oder 
aus Leichtsinn vermieden hatte, dadurch, daß seine 
Nachfolger diese Handlungsweise des verstorbenen 
Stinnes direkt sklavisch als Axiom befolgten, ist es 
zu diesem furchtbaren Eklat gekommen. Für 
Stinnes bedeutete der Aufkauf eines Kohlenberg¬ 
werks den Besitz von Kohle. Er bedachte nicht, 
daß für die Nutzbarmachung dieser Kohle Kapital 
und Arbeit notwendig sei, die tatsächlich nur durch 
das Mittel der Finanz in der Form des Betriebs¬ 
kapitals Kohle herbeigeschafft werden könne. Die 
beiden Faktoren der Produktion schaffen aus der 
Substanz das gebrauehs- und verwertungsreife Gut. 
Es ist dies ein elementarer Grundsatz der National¬ 
ökonomie, der so alt ist, wie die Wirtschaft selbst, 
den aber Stinnes immer außer acht gelassen hat. 
Dies wurde ihm von den Antisemiten zum Vorteil 
angerechnet, in der Wirklichkeit aber gereichte es 
ihm zum Verderben. 

Stinnes zog aus, um die Finanz zu verderben. 
Nicht deswegen, weil er sie als Finanz verachtete, 
tat er dies, sondern weil sich in ihm der antisemi¬ 
tische Gedanke der Unterjochung der jüdischen Fi¬ 
nanz regte. Zu diesem Zwecke hat er zwar nicht ge¬ 
scheut, mit dem kleinen rumän. Juden Gyprut 
anzuknüpfen, um sich durch dessen llilfe ein gro¬ 
ßes Aktienpaket der Fürstenbergschen Handelsbank 
anzueignen. Der jüdischen finanziellen Berater 
G o 1 d s c h m i d und Salomonsohn hat er 
dabei nicht entraten. Doch waren auch sie ihm nur 
Mittel zum Zweck. Für ihn war der Kampf gegen 
die Finanz förmlich Leidenschaft, wie auch der 
Kampf der Hakenkreuzler gegen die Juden in 
Deutschland, die er mit seinem Gelde mehr als 
reichlich unterstützte. In seinem Größenwahn, bar 
jeder Kenntnis der Zusammenhänge der Wirt¬ 
schaft, hat er sich einmal zu dem Ausdruck ver¬ 
messen, daß der Bankier dem Industriellen als dem 
Repräsentanten der Substanz die Akten und die 
Geldmappe nachzutragen habe. Mit diesen Worten 
hat er den Fetischismus der Substanz kraß zum 
Ausdruck gebracht. Die Vorgänge der letzten Zeit 
haben es gezeigt, wie unvernünftig Stinnes dabei 
gehandelt hat. Er hat nicht den Juden und nicht 
der Finanz geschadet. Er hat etwas anderes zur 
Strecke gebracht, was für ihn und seine Familie 
einen viel schwereren Verlust bedeutet, nämlich 
sein eigenes Vermögen. 

Dr. Michael S u s s a n. 


Der Prozeß gegen die Berliner 
polizeilichen Pogromhelier 

Berlin (J.T.A.). Vor der 2. Strafkammer des 
Landgerichts 1 als Berufungsinstanz begann am 18. 
Juni der seit langer Zeit die Gerichte beschäftigende 
immer wieder'vertagte Prozeß gegen die Schutz- 
polizeibeamlen Domey, Marzinkewitz, 
B unke und Polizeihauptmann I) u b b e wegen 
fortgesetzter Körperverletzung und Beleidigung. Es 
handelte sich um die pogromartigen Ausschreitun¬ 
gen des Mobs am 5. November 1923 im Scheunen- 
viertel. Mitglieder des Reichsbundes jüdischer 
Frontsoldaten hatten den Schutz der jüdischen Be¬ 
völkerung übernommen, wurden aber von der 
Schutzpolizei verhaftet, auf einem Lastautomobil 
in die Alexanderkaserne gebracht und dort be¬ 
schimpft und schwer mißhandelt. Dem Zeugen 
Dr. Bernhardt wurden sogar durch einen 
Schlag mit dem Gewehrkolben die Knochen der 
rechten Hand Zertrümmert. Einem der Zeugen 
wurde die Uhr entwendet. In der Hauptverhand¬ 
lung vor dem Schöffengericht Berlin-Mitte am 28. 
August 1924 wurden Hauptmann Dubbe und 
Wachtmeister Marzinkewitz freigesprochen, Domey 
zu drei Monaten Gefängnis und Bunke zu 200 Mk. 
verurteilt. 

In der Berufungsverhandlung führte Land¬ 
gerichtsdirektor Boettcher den Vorsitz, die An¬ 
klage vertrat Staatsanwalt W a s m u n d. Die als 
Zeugen einvernommenen Frontsoldaten schilderten 
eingehend die Vorgänge am 5. November 1923, 
während die Angeklagten ihre Mittäterschaft be¬ 
stritten und die als Zeugen einvernommenen Po¬ 
lizeibeamten nicht zugeben wollten, etwas gesehen 
oder gehört zu haben. Das „Berliner Tageblatt“ 
stellt fest, daß „dieser Mangel an Mut ein sehr be¬ 
denkliches Licht auf die Schutzpolizei wirft.“ 

Das Urteil der Berufungskammer gegen die Poli¬ 
zeibeamten wurde erst am Samstag, spät abends, 
gesprochen. Verurteilt wurden: Schreiber und 
Bunke zu je sechs Monaten Gefängnis, Marzin¬ 
kewitz zu drei Monaten Gefängnis. Diesen wurde 
die Befähigung zur Ausübung einer Amtstätigkeit 
für drei Jahre aberkannt. Domey erhielt eine 
Geldstrafe von 300 Mark zudiktiert, Hauptmann 
Dubbe wurde freigesprochen. 

Staatsanwaltschaftsrat Dr. W a s m u n d faßte 
das Ergebnis der Beweisaufnahme dahin zusam¬ 
men, daß alle Angeklagten überführt seien, auch 
wenn 20 andere Polizeibeamte eidlich versichern, 
nichts gesehen zu haben. Er könne sich diese Aus¬ 
sagen nur als Suggestion erklären, sonst müsse er 
annehmen, daß hier ein Meineid nach dem anderen 
geleistet worden sei. Die Beamten seien angesteckt 
gewesen von dem Terror, der auf der Straße 
herrschte. Hauptmann D u b b e s Äußerung: „Auf¬ 
hängen müßte man die Judenbande, an die Wand 
stellen!“ sei zweifellos erwiesen. 

In der Urteilsbegründung fand der Vorsitzende 
Landgerichtsrat Boettcher scharfe Worte gegen 
die Verurteilten. 

Die „Vossische Zeitung“ schreibt: „Die¬ 
jenigen, die für Geist und Tätigkeit der Schutzpoli¬ 
zei veranwortlich sind, obgleich sie im Gerichtssaal 
nicht zur Stelle waren, werden aber den Bericht 
über die Mißhandlung mit ganz besonderer Auf¬ 
merksamkeit in sich aufnehmen und ihre Folgerun¬ 
gen daraus zu ziehen haben.“ 

Der als Zeuge vernommene Polizeimajor Rank 
hatte während einer Pause einem der jüdischen 
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Nebenkläger das antisemitische E h r h a r d t -L i e d 
provokatorisch ins Gesicht gesungen und gepfiffen. 
Vom Vorsitzenden zur Rede gestellt, mußte er die 
Tatsache zugeben, wollte sich aber dabei „nichts 
böses gedacht haben.“ 

Breslauser Beleidigungsprozeß 

Beleidigung der deutschen Juden in ihrer Gesamt¬ 
heit. — Ein völkischer Hetzer vor Gericht. — Ein 
Brief Ludendorffs über den Aufruf des Oberkom¬ 
mandos „An die Jidden in Paulen“. 

Breslau (J.T.A.). Das große Schöffengericht 
beim Amtsgericht Breslau verhandelt am 17. Juni 
einen Beleidigungsprozeß, den der Vorsitzende der 
Breslauer Zionistischen Vereinigung, Herr Rechts¬ 
anwalt Jacobson gegen den Redakteur der 
„Schlesischen Volksstimme“ Dr. Herrmann an¬ 
gestrengt hatte. Die Staatsanwaltschaft hatte 
Anklage erhoben wegen Beleidigung der 
deutschen Juden in ihrer Gesamt¬ 
heit. Der Beleidigung lag folgender Sachverhalt 
zugrunde: Rechtsanwalt Jacobson hatte in der 
„Jüdischen Zeitung für Ostdeutsch¬ 
land“ einen Artikel „Ostjuden in Deutschland“ 
geschrieben, in welchem u. a. die folgende Stelle 
vorkam: „Es ist kein edler Zug, wenn deutsche 
Juden dieselben Ostjuden von sich stoßen, die 
1914/15 jüdische Soldaten des deutschen Heeres 
als jüdische Brüder empfangen und dabei ihr Le¬ 
ben aufs Spiel gesetzt haben.“ Unter Bezugnahme 
auf diesen Artikel veröffentlichte der Angeklagte 
in der „S c h 1 e s i s ch e n Volksstimme“ 
einen Aufsatz mit der Überschrift „W i r Juden 
waren Landesverr ä t e r“, in welchem er 
die Juden als „vaterlandslose Gesellen“ bezeich- 
nete und ausführte, es sei ein starkes Stück, sich 
in der Öffentlichkeit zu rühmen, daß schon 1914 
von den Juden hüben und drüben gemeinster 
Landesverrat vor dem Feinde betrieben worden 
sei.“ 

Der Angeklagte suchte sich damit zu entschul¬ 
digen, daß er nur die Schlußfolgerungen aus der 
Darstellung Jacobsons gezogen habe. Die polni¬ 
schen Juden, welche die jüdischen Soldaten freund¬ 
lich empfangen hatten, hätten ebenso Landesver¬ 
rat begangen, wie die deutschjüdischen Soldaten, 
die von ihnen Liebesgaben annahmen, sich als 
Deserteure von polnischen Juden verstecken Hes¬ 
sen und ihnen militärische Geheimnisse Deutsch¬ 
lands verrieten. Der Vorsitzende, Landgerichts¬ 
direktor v. Garnier, forderte den Angeklagten 
auf, für diese Behauptungen den Wahrheitsbeweis 
anzutreten. Der Angeklagte erklärte sich hierzu 
außerstande. 

Der Angeklagte überreichte dem Gericht einen 
Brief, den ihm General Luden dorff zum 
Zwecke des Beweisverfahrens geschrieben hatte. 
Ludendorff erklärt, daß der bekannte Aufruf „An 
die Jidden in Paulen“ zwar erlassen worden sei, 
aber nur auf Betreiben des Feldrabbiners des Ar¬ 
meekommandos der 9. Armee; im übrigen habe 
weder er, General Ludendorff, noch irgend ein 
deutschblütiger Soldat irgendwelche Liebesdienste 
von polnischen. Juden jemals angenommen. 

Der Vertreter des Nebenklägers, Rechtsanwalt 
Förder, wies auf die vergiftende Wirkung sol¬ 
cher Artikel hin, die den inneren Frieden dauernd 
gefährden und das deutsche Volk nicht zur Ruhe 
kommen lassen. Er bezeichnete den Inhalt des 
Briefes des Generals Ludendorff vom politischen 
Standpunkte aus als geradezu kindisch 
und erklärte, in der Lage zu sein, eine Menge 


Äußerungen von Offizieren und Mannschaften 
christlichen Glaubens vorlegen zu können, welche 
die freundliche Aufnahme deutscher Soldaten 
durch polnische Juden ausdrücklich bestätigen. 
Hieraus aber den Vorwurf des Landesverrates 
herzuleiten, sei nicht nur eine schwere Herabset¬ 
zung der jüdischen Gesamtheit, sondern eine 
schamlose Verleumdung. Er beantragte, über die 
vom Staatsanwalt gestellte Strafe von 150 Mark 
hinauszugehen und eine Freiheitsstrafe zu ver¬ 
hängen. 

Das Gericht schloß sich den Ausführungen des 
Vertreters des Nebenklägers an, sah nur mit 
Rücksicht auf die bisherige Straflosigkeit von 
einet* Freiheitsstrafe ab, ging jedoch über den An¬ 
trag des Staatsanwalts hinaus und verurteilte Dr. 
Herrmann zu 500.— Mark Geldstrafe. 

Um das jüdische Frauenrecht 
in Palästina 

Heiße Debatten in der Nationalversammlung. - 
Spaltung der Nationalversammlung u. Neuwahlen. 

Jerusalem (J.T.A.). Am 15. Juni wurde in 
Jerusalem die dritte Session der Jüdischen N a- 
t i o n a 1 v e r s a m m 1 u n g (Assefal Haniwcharim) 
eröffnet. Der Vorsitzende verlas ein Begrüßungs¬ 
schreilien des Oberkommissars Sir Herbert S a - 
m u e 1. Dr. T h o n erstattete Bericht über die Tä¬ 
tigkeit des Waad leumi, Colonel Kisch berichtete 
über die politische Lage. Hierauf trat man in die 
Diskussion über die Rechte der Frauen, 
über die sich eine sehr erregte Debatte entspann, 
ein. 

Jerusalem (J.T.A.). Die Frage der Rechte 
der jüdischen Frauen in Palästina hat zu einer 
Spaltung der Nationalversa m m 1 u n g 
geführt. Die Redner der Majorität sprachen 
sich mit aller Entschiedenheit f ii r das Frauen- 
rechl aus, die Vertreter des Misrachi und der 
anderen orthodoxen Gruppen sprachen dage¬ 
gen. Die Debatte wurde immer erregter. Die Ver¬ 
treter des Misrachi, der orthodoxen Aschkenasim, 
der Ycmeniten und der Mehrheit der Sephardim 
verließen den Sitzungssaal. Sie hielten noch an 
demselben Abend eine eigene Sitzung ab und pro¬ 
klamierten formell die Begründung einer unab¬ 
hängigen Nationalversammlung der orthodoxen 
Juden. 

Die Frage der Rechte der jüdischen Frauen in 
Palästina war lange Zeit Gegenstand scharfer Mei¬ 
nungsverschiedenheiten zwischen der orthodoxen 
und nichtorthodoxen Judenheit Palästinas. Die Ver¬ 
einigung für die Gleichberechtigung der jüdischen 
Frau forderte, daß in Erbschaftsangelegenheiten die 
Frau dem Manne gleichgestellt und daß dem Rab- 
binat das Recht entzogen werde, in Erbschaftsan¬ 
gelegenheiten zu entscheiden. Die Rabbiner Ost- 
rofsky u. Assaf wollten das Erbrecht der Frau 
nur dann gelten lassen, wenn ein Vermächtnis des 
Erblassers zugunsten der Tochter vorhanden ist, 
andernfalls seien nur die Söhne erbberechtigt. Die 
Misrachisten forderten ihrerseits, es sollen bei den 
Behörden jüdische Vertretungen bestehen, die das 
Recht haben, Zivilehen und Zivil-Ehescheidungen 
für ungültig zu erklären. 

Jerusalem (J.T.A.). Die Misrachisten und 
anderen orthodoxen Gruppen der Assefat Haniw¬ 
charim, die während der Debatte über das Frauen¬ 
recht die Tagung der Nationalversammlung ver¬ 
ließen und sich in einer Sondertagung zu einer 
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Nationalversammlung der unabhängigen ortho¬ 
doxen Juden konstituierten, beschlossen, Wahlen 
für eine Nationalversammlung orthodoxer Juden 
abzuhalten. Die provisorische Nationalversamm¬ 
lung wählte aus ihren Reihen einen provisorischen 
Nationalrat (Waad leumi), der als das repräsenta¬ 
tive Organ der orthodoxen Juden die Wahlen vor¬ 
bereiten und leiten wird. Es wurde ferner be¬ 
schlossen, zum 14. Zionistenkongreß, der am 18. 
August in Wien beginnt, eine eigene Abordnung zu 
entsenden, die die Forderungen der palästinen¬ 
sisch-orthodoxen Judenheit vertreten wird. 

Jerusalem (J.T.A.). Die gegenwärtig in Je¬ 
rusalem tagende Nationalversammlung der palä¬ 
stinensischen Juden (Assefat Haniwcharim) “ hat 
nach der Sezession der orthodoxen Abgeordneten 
das neue Wahlgesetz angenommen und beschlos¬ 
sen, die Neuwahlen zur Nationalversammlung 
noch vor dem 14. Zionistenkongreß stattfinden zu 
lassen. 

Neue direkte Palästina-Linie 

Von dem soeben aus Triest zurück¬ 
kehrenden Leiter des Palästina-Amtes Mün¬ 
chen, Herrn Paul G r ü n b a u m , der an¬ 
läßlich einer Reise zur Begleitung einer 
Gruppe von 40 Palästinafahrern nach Triest 
die Transport- und Fahrtverhältnisse auf 
den neuen Schiffen inspiziert hat, erhalten 
wir die folgenden Informationen: 

Die neue direkte Linie-Triest-Jaffa bezw. Haifa 
wurde mit dem Dampfer „G i a n i c o 1 o“ eröffnet. 
Der Dampfer hat am Donnerstag, den 18. Juni 
abends 6 Uhr mit 300 nur jüdischen Passagieren 
aus Polen, Österreich und Deutschland unter jüdi¬ 
scher Flagge und großem Jubel Triest verlassen. 
Alle Aufschriften des Schiffes sind in hebräischer 
Sprache. 

Die Schiffe „G i a n i c o 1 o“ und „Carnolia“ 
wurden laut Plan der Exekutive vom Lloyd 
Triestino umgebaut und zwar I. Klasse mit 40 
Betten, TI. Klasse mit 17 Betten und III. Klasse mit 
308 Belten. Zwischendeck gibt es auf 
diesen Schiffen n i c h t. 

Die III. Klasse besitzt Kabinen für Männer und 
Frauen mit 10 — 20 Betten; die weiteren Einrich¬ 
tungen wie Speisesäle, Bäder etc. sind sehr modern 
und bequem, besonders ist für die Bequemlichkeit 
der Frauen gesorgt. Die Küche ist koscher und alle 
dort Beschäftigten sind ausschließlich Juden. Sie 
steht unter der Aufsicht der Rabbiner in Palästina, 
sowie Oberrabbiner Dr. Zoller in Triest. Rabbiner 
Gelnis aus Tel-Awiw hat sich zur Besichtigung 
der Küche nach Triest begeben und ist auf dem 
neuen Schiffe nach Palästina zurückgekehrt. 

Die Preise der Klassen sind folgende: 

I. Klasse £ 22.—, II. Klasse £ 15.—, III. Klasse 
5. — ; für Chaluzim Kateg. „E“ £ 4.— und zwar 
inklus. Bett und Verpflegung. 

Laut Vereinbarung mit dem Lloyd gelten obige 
Preise nur für die Palästina-Ämter; die 
Preise sind für nicht jüdische Passagiere höher. Der 
Fahrplan ist folgender: 

Abfahrt jeden 2. Donnerstag. Ab Triest um 6 
Uhr nachmittags; Ankunft Haifa 8 Uhr Donners¬ 
tag morgens; Abfahrt Haifa 11 Uhr nachts; Ankunft 
Jaffa 6 Uhr Donnerstag morgens. 

Ab Oktober ds. Js. werden die Schiffe erst in 
Jaffa, dann in Haifa landen. Für unsere Emigra¬ 
tion, insbesondere Chaluzim bedeutet diese neue 
Linie einen großen Fortschritt. 


Wie ich aus den Verhandlungen in Triest ent¬ 
nehmen konnte, gibt uns der Loyd außerdem noch 
die Möglichkeit, daß Chaluzim auch mit dem Dam¬ 
pfer „Soria“ für £ 1.— (jedoch ohne Bett und 
Verpflegung, also Zwischendeck) reisen können. 

Ein großer Teil des Gelingens dieser günstigen 
Abmachungen ist auf die verdienstvolle Mitwirkung 
der Herren Fanno, Präsident des Triester Emi¬ 
grationsbüros, sowie Dr. Germunsky, Leiter 
des Palästina-Amtes Triest, zurückzuführen. 

Bei derartig günstigen Bedingungen ist es natür¬ 
lich sehr empfehlenswert, daß die Palästinaemigra- 
tion von ihnen den gebührenden Gebrauch macht. 

Das Schiff C a r n o 1 i a beginnt seine erste Fahrt 
am Donnerstag, 2. Juli. 

Aus der Jüdischen Welt 

Eine Schenkung des preußischen Unterrichts¬ 
ministeriums an die Jerusalemer Universität 

Berlin. Wie der J.T.A. mitgeteilt wird, hat 
das preußische Unterrichtsministerium beschlossen, 
der hebräischen Universität in Jerusalem eine 
große Bücherschenkung zu übermitteln. Die 
Büchersammlung, die demnächst nach Jerusalem 
abgehen wird, enthält u. a. Handschriften-Kataloge 
der preußischen Staatsbibliothek, Titeldrucke, 
Universitäts- und Schulschriften, ferner Bib- 
liotheksdoubletten und Dissertationen der preus- 
sischen Universitäten. 

Die deutschen Mitglieder des Zentralkomitees für 
das Judaistische Institut 

Berlin. (J.T.A.) In das Zentralkomitee des 
Judaistischen Instituts der Universität Jerusalem 
wurden aus Deutschland die folgenden Herren 
gewählt: Dr. Martin Bub er, Rabbiner Dr. 
B a e c k und Legationsrat Prof. Dr. Sobern- 
h e i m als Mitglieder, Direktor der Staatsbiblio¬ 
thek Dr. Weil, Prof. Dr. E 1 b o g e n und Prof. 
Hör o witz als Stellvertreter. Die Herren Prof. 
Sobernheim, Dr. Weil und Prof. Horowitz be¬ 
geben sich dieser Tage nach London, um der am 
22. und 23. Juni stattfindenden Tagung des Zentral¬ 
komitees beizuwohnen. Gegenstand dieser Tagung 
ist bekanntlich die Besetzung der Lehrstühle und 
die Schaffung neuer Lehrstühle des Instituts. 

Max Liebermann weiterhin Präsident der Akademie 
der Künste 

Berlin. (J.T.A.) Die Akademie der Künste hat 
bekanntlich vor einiger Zeit ihren Präsidenten 
Prof. Max Liebermann wiedergewählt, obwohl in 
den Statuten der Akademie vorgesehen ist, daß 
•nach dreijähriger Amtsdauer eine Unterbrechung 
der Präsidentschaft eintreten muß. In der Rechts¬ 
presse wurde gegen diese angeblich statuten¬ 
widrige Wahl Protest erhoben. Nunmehr hat das 
preußische S t a a t: s m i n i s t e ri um die 
Wiederwahl Prof; Max Liebermanns zum Präsi¬ 
denten der Akademie der Künste für das Jahr 
vom 1. Oktober 1925 bis zum 1. Oktober 1926 
bestätigt und von der Anwendung des letzten 
Satzes des § 3 der Statuten der Akademie („jedoch 
in der Art, daß nach dreijähriger Amtsdauer eine 
Unterbrechung eintreten muß“) abgesehen. 

Einigung völkischer Gruppen in Bayern gegen 
Hitler. 

München. (J.T.A.) In München ha£ dieser 
Tage eine vertrauliche Besprechung aller* rechts¬ 
gerichteten Verbände Bayerns stattgefunden, an 
der die neugegründete völkische Partei, der 
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nationalsozialistische Volksbund, sowie der Hei¬ 
mat- und Königsbund teilgenommen haben. Das 
Ergebnis war die Gründung eines Ausschusses, 
der die Einigung aller völkischen Gruppen in 
Bayern vorbereiten soll. Die Arbeitsgemeinschaft 
richtet sich gegen Adolf Hitler. Auf eine völkische 
Anfrage erklärte Minister Stützei, das Redeverbot 
für Hitler bleibe bestehen. 

Die völkische Fraktion im Reichstag stimmt für 
Subventionierung jüdischer Synagogen. 

Berlin. (J.T.A.) Zum Haushalt des Reichs¬ 
ministeriums des Innern hatten die großen bürger¬ 
lichen Parteien den Antrag gestellt, den christ¬ 
lichen Kirchen und den Synagogen für kulturelle 
Zwecke 1 200 000 Mark zu bewilligen. Der Antrag 
wurde gegen die Stimmen der Sozialdemokraten 
und Kommunisten angenommen mit den Stimmen 
der Deutschnationalen, des Zentrums, der Deut¬ 
schen Volkspartei, der Demokraten, der Baye¬ 
rischen Volkspartei, der Wirtschaftspartei und der 
jetzt 15 Mann starken vereinigten völkischen Frak¬ 
tion. Die Tatsache, daß die Völkischen für 
eine Position der jüdischen Synagogen stimmen, 
hat großes Aufsehen erregt. Der sozialdemokra¬ 
tische „Vorwärts“ meint, es werde jetzt klar 
erkennbar, daß bei der Versöhnung der Luden¬ 
dorff, Graefe und Straßer der Antisemitismus ge¬ 
opfert wurde, der selbst den Völkischen zu dumm 
geworden ist. Von anderer unterrichteter Seite 
wird der Ansicht Ausdruck gegeben, die Völki¬ 
schen, die sich als. die Garde Hindenburgs gerne 
präsentieren, hätten eingesehen, daß sich ein 
Radauantisemitismus mit dieser ihrer vermeint¬ 
lichen Stellung nicht verträgt und hätten darum 
beschlossen, für einige Zeit mit antisemitischen 
Demonstrativschritten zurückzuhalten. 

Der deutschvölkische Abgeordnete Kube und die 
Stabsärzte 

Die „B.Z.“ (Nr. 162 v. 16.6.) berichtet aus dem 
Reichstag über eine kleine, vielbelachte Szene in 
der Sitzung vom 15. Juni. Der völkische Abge¬ 
ordnete Kube fühlte sich durch einen Zwischen¬ 
ruf des demokratischen Abgeordneten L e m m e r 
gestört und rief zurück: „Politische Kinder haben 
zu schweigen.“ (Abgeordneter Lemmer ist das 
jüngste Mitglied des Hauses.) Lemmer antwortete, 
er sei immerhin alt genug gewesen, um den gan¬ 
zen Krieg von Anfang bis zum Ende im Felde 
mitzumachen, während Herr Kube erst 1917 und 
nur für ein paar Wochen, an die Front gegangen 
sei, um sich dann ausschließlich auf Vorträge für 
Soldaten zurückzuziehen. Kube, etwas verlegen, 
sagte, Lemmer werde nur von den Juden unter¬ 
stützt und das Judentum kenne er, Kube, sehr 
genau, denn er habe die jüdischen Stabsärzte 
kennen gelernt, die ihn, Kube, k. v. geschrieben 
hätten. Stürmische Heiterkeit setzte dieser selt¬ 
samen Begründung eines wenig heroischen Anti¬ 
semitismus ein Ende. 

Das Schicksal der „Kreuzzeitung“ 

Graf Westarp als Vorsitzender des Aufsichts¬ 
rates der „Kreuzzeitung“ läßt eine Erklärung 
durch das W.T.B. verbreiten, in der mitgeteilt 
wird, daß vor einigen Tagen eine Kreuzzeitungs- 
Aktiengesellschaft gegründet worden ist, die in 
Zukunft an Stelle der bisherigen G. m. b.H. die 
„Kreuzzeitung“ herausgeben wird. Das Aktien¬ 
kapital beträgt vorläufig eine Million Reichsmark. 
In der Erklärung, in der die verschiedenen Mit¬ 
glieder des Aufsichtsrates auch aufgeführt wer¬ 
den, heißt es, daß die „Kreuzzeitung“ ihre bis¬ 


herige christLich-konservativ-natio- 
n.ale Richtung unter den alten Redakteuren fort¬ 
setzen wird. Diese Erklärung wendet sich vor 
allem gegen die Meldung des Berliner Vertreters 
der „Niederdeutschen Zeitung“, der 
behauptete, daß der bekannte Großindustrielle 
Arnold Rechberg den Verlag der „Kreuz¬ 
zeitung“ übernommen habe und daran die Behaup¬ 
tung knüpfte, die „Kreuzzeitung“ würde nunmehr 
ein Organ des internationalen — in der Haupt¬ 
sache jüdischen — Franzosenkonzerns werden. 

Um die Schechata 

Die Schächtfrage wird auch weiterhin in deut¬ 
schen Eachorganen zum Gegenstand der Diskus¬ 
sion gemacht. In der Berliner „Fleischer- 
verbandszeitung“ erschien in letzter Zeit 
eine Reihe von Artikeln pro und contra. In der 
Nummer vom 19. Juni schreibt u. a. Herr Max 
Levy, Fleischermeister in München, über das 
Schächten. Der Artikel, der an die Absicht des 
Deutschen Fleischerverbandes anknüpft, bei Ge¬ 
legenheit des bevorstehenden 50jährigen Jubiläums 
des Verbandes über die Schächtfrage zu verhan¬ 
deln, weist nochmals eindringlich darauf hin, daß 
es sich hier um eine religiöse Frage handelt, die 
nicht ausschließlich vom rein fachlichen Gesichts¬ 
punkt betrachtet werden darf. 

Eine Statistik der ostjüdischcn Einwanderung 

Berlin. (J.T.A.) Der Haushaltausschuß des 
Reichtages nahm die deutschnationalen Anträge 
an, wirksame Schutzmaßnahmen zugunsten der 
gefährdeten und mißhandelten Minderheiten in 
fremden Staaten und eine bis zum 1. April n. Js. 
fortgeführte Statistik über den Umfang der ost- 
jüdischen Einwanderung seit August 1914 vorzu¬ 
nehmen. 

Jüdische Landarbeiter aus Deutschland in Amerika 
eingetroffen 

New York. (J.T.A.) Mit dem Dampfer „Albert 
Ballin“ sind soeben die ersten jüdischen Land¬ 
arbeiter aus Deutschland in der Zahl 23 eingetrof¬ 
fen. Sie erhielten Visa als „privilegierte“ Ein¬ 
wanderer. Einige derselben brachten ihre Familien 
mit sich. Sie wurden durch die Gesellschaft Hias 
auf verschiedene Stellen verteilt. Die meisten 
sind gesetzestreue Juden. 

Alldeutsche Tagung in Kärnten 

Wien. (J.T.A.) In Villach (Kärnten) tagte 
soeben der Alldeutsche Verband Reichsdeutsch¬ 
lands und Österreichs. Erörtert wurde der Neu¬ 
aufbau eines deutschen Volksstaates auf völki¬ 
scher Grundlage. Der Vertreter der deutschen 
Studentenschaft in Deutsch-Österreich, K ö r b e r . 
schilderte den Kampf der deutschen Jugend gegen 
das Vordringen des Judentums an den österreichi¬ 
schen Hochschulen. General der Infanterie K r a u s 
feierte in einer Ansprache den Vorsitzenden des 
Alldeutschen Verbandes, Justizrat Heinrich Claß, 
und gab der Hoffnung Ausdruck, daß Reichspräsi¬ 
dent Hindenburg den Justizrat Claß als Mann 
der Stunde berufen wird, wie einist Kaiser Wil¬ 
helm I. Bismarck berufen hatte. 

Hakoah Fußballmeister von Österreich 

Wien. (J.T.A.) Aus dem Kampfe um die Fuß¬ 
ballmeisterschaft in Oesterreich ist die Fußball¬ 
sektion des jüdischen Sportklubs Hakoah als 
Sieger hervorgegangen. Die „Wiener Morgen¬ 
zeitung“ schreibt: „Der Triumph Hakoahs ist das 
größte Ereignis in der Entwicklung der jüdischen 
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Körpersportbewegung und gleichzeitig ihr bedeu¬ 
tendster Erfolg. Der Beweis der körperlichen 
Ebenbürtigkeit der Juden ist durch diesen Sieg 
der Hakoah in dem auf hohem Niveau befindlichen 
österreichischen Fußballsport auf das glänzendste 
erbracht. Aber auch Österreich braucht sich 
seines Meisterschaftssiegers nicht zu schämen. 
Die derzeit stärkste Mannschaft, die den heimi¬ 
schen Sport in so zahlreichen internationalen 
Kämpfen auf das beste vertreten konnte, hat den 
verdienten Erfolg erzielt.“ 

Jüdische Olympiade in Wien zur Kongreßzeit 

Berlin. (J.T.A.) Der Makkabi-Welt-Verband 
hat beschlossen, als Vorbereitung für die erste 
jüdische Olympiade in Palästina, aus Anlaß des 
14. Zionistenkongresses in Wien, ein großes Turn- 
und Sportfest zu veranstalten, und hat die ge¬ 
samte Durchführung dem „Jüdischen Turn- und 
Sportverband Österreichs“ übertragen. Das Turn- 
und Sportfest wird zwischen 15. und 30. August 
stattfinden und soll sich zu einer gewaltigen Kund¬ 
gebung für den jüdischen Regenerationsgedanken 
gestalten. 

Zionistische Tagungen in Wien 

Wien. (J.T.A.) In Verbindung mit dem zioni¬ 
stischen Weltkongreß werden zwischen 1. und 
10. August in Wien die folgenden Weltverbände 
tagen: 1. „Misrachi“, 2. Poale Zion, 3. Hitachduth, 
4. Verband der Zionisten - Sozialisten, 5. Brith 
Hanoar (Weltverband der jüdischen Jugendorgani¬ 
sationen) und Blau-Weiß, 6. Zionistische Frauen. 
Die Ankunft Dr. Weizmanns wird am 11. August 
erwartet. Vor dem Kongreß wird noch eine Ta¬ 
gung sämtlicher zionistischer Arbeiterparteien ge¬ 
meinsam mit der palästinensischen Arbeiterorgani¬ 
sation (Histadruth Haowdim) stattfinden, nach 
dem Kongreß wird das Komitee für das arbeitende 
Palästina tagen. 

Eine Niederlage der „Christenwehr* ‘in der 
Schweiz 

Zürich. (J.T.A.) Bei den letzten Großrats¬ 
und Gemeinderatswahlen im Kanton St. Gallen 
wurden in der Stadt St. Gallen auch einzelne 
Kandidaten israelitischer Konfession aufgestellt, 
die von der dortigen Sektion der schweizerischen 
„Christenwehr“, einer antisemitischen Organi¬ 
sation, in Flugblättern und Wahlaufrufen aufs 
schärfste bekämpft wurden. Die Polizeibehörde 
der Stadt St. Gallen erblickte in einem der Auf¬ 
rufe eine Gefährdung des religiösen Friedens und 
verfügte die Konfiskation. Eine Beschwerde der 
„Christenwehr“ beim Bundesgericht wurde zurück¬ 
gewiesen; in St. Gallen ist ein Strafverfahren 
wegen Gefährdung des religiösen Friedens gegen 
die „Christenwehr“ eingeleitet worden. 

Numerus clausus in Ungarn. — Eine Erklärung 

des Unterrichtsministers Graf Klebeisberg 

Budapest (J.T.A.). Der Senat der Buda- 
pester Universität hat eine Entscheidung getroffen, 
die allgemein als eine erhebliche Verschärfung 
der in Ungarn gesetzlich eingeführten Prozent¬ 
norm bei der Aufnahme von Juden zum Universi¬ 
tätsstudium und in die also chemischen Berufe be¬ 
urteilt wird, 12 jüdische Ärzte, die infolge des viu- 
merus clausus in Ungarn ihre Studien an auslän¬ 
dischen Universitäten absolviert und dort ihre Di¬ 
plome erhielten, wandten sich an den Senat der 
Budapester Universität mit dem Ersuchen um 


Nostrifizierung der Diplome, damit sie die ärztliche 
Praxis in ihrem Heimatlande ausüben können. — 
Entgegen aller bisherigen Übung, daß ausländische 
Diplome ungarischer Staatsbürger sofort zu nostri- 
fizieren seien, beschloß der Senat diesmal mit 15 
gegen 2 Stimmen, die Erledigung dieser Gesuche 
auf sechs Monate zu verschieben. Dieser Beschluß 
bedeutet für die jungen Ärzte nicht allein einen 
materiellen Verlust, sondern auch die Fortdauer 
einer quälenden Ungewißheit. In der jüdischen 
Bevölkerung Budapests herrscht denn auch dar¬ 
über eine gewisse Unruhe. 

Der Budapester J.T.A.-Vertreter besuchte die¬ 
ser Tage den Unterrichtsminister Grafen Cuno 
Klebelsberg und befragte ihn über die Hal¬ 
tung der Regierung in der Numerus clausus-Frage. 
Graf Klebelsberg sagte, die Frage werde jetzt 
vom Unterrichsministerium nochmals in den Kreis 
der Erwägungen gezogen. Die Frage ist nicht nur 
in Ungarn aktuell, sie wird auch in den öster¬ 
reichisch-ungarischen Nachfolgestaaten und in 
anderen Ländern diskutiert. Wir sehen die Nume¬ 
rus clausus-Frage nicht als eine politische an, sie 
ist eine Berufsfrage, die nicht viel mit Politik zu 
tun hat. Wenn wir diese Frage betrachten, so 
ziehen wir die internationalen Beziehungen in Er¬ 
wägung. Ich veranlaßte, daß die in den anderen 
Ländern geltenden Methoden sorgfältig geprüft 
und mir darüber Bericht erstattet wird. Auf 
Grund dieser Berichte werde ich dann Beschlüsse 
fassen. Inzwischen handeln die Universitäten, wie 
sie es für richtig finden. 

Der Eisenbahnpogrom vor dem rumänischen 
Parlament 

Bukarest (J.T.A.). In der Nachmittagssitzung 
vom 4. Juni brachte der jüdische Deputierte Adolf 
Stern eine Interpellation ein, in der die Regie¬ 
rung gefragt wird, was sie zu tun gedenkt, um 
antisemitische Ausschreitungen in den Eisenbahn¬ 
zügen zu verhindern und die Schuldigen zu be¬ 
strafen. Die Vorfälle im Jassyer Schnellzuge, mit 
welchem der freigesprochene Mörder Codre- 
anu fuhr und aus welchem die jüdischen Passa¬ 
giere hinausgeschleudert wurden, wobei zwei 
Mädchen lebensgefährlich verletzt worden sind, 
werden eingehend geschildert. Auch Kinder wur¬ 
den schwer mißhandelt. 

Die Bukarester Polizei treibt eine jüdische 
Reichskonferenz auseinander 

Bukarest (J.T.A.). Am 9. Juni trat in Bu¬ 
karest eine Konferenz jüdischer Vertreter aus 
allen Teilen Alt- und Neurumäniens zusammen, um 
über das geplante Attentat auf die jüdische Schule 
zu beraten und gegen den Gesetzentwurf der Re¬ 
gierung zu protestieren. Die Behörden hatten die 
Konferenz zwar nicht direkt genehmigt, deren 
Zusammentreten aber nicht direkt behindert. Erst 
als die Beratung im Gange war erschien Polizei 
im Konferenzsaal und trieb in brutalster Weise 
die etwa 1000 Delegierten auseinander. Vor dem 
Konferenzsaal hatten sich antisemitische Studen¬ 
ten angesammelt, die die jüdischen Vertreter be¬ 
schimpften. 

Bekanntlich hat die rumänische Regierung durch 
die halboffiziöse Agentur „Rador“ erklären lassen, 
sie sei bereit, den Entwurf abzuändern und die 
hebräische Sprache gelten zu lassen. Nach diesem 
Verhalten gegen die jüdische Reichskonferenz be¬ 
gegnet diese Verlautbarung starkem Zweifel. 
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Pogromankündigung der „Erwachenden Ungarn“ 

Budapest (J.T.A.). Der Führer der „Erwa¬ 
chenden Ungarn“, Abg. Stephan Lenvai-Leh- 
n e r , drohte in der Nationalversammlung mit 
einem scharfen Judenpogrom, für den Fall, daß 
die Aktion des früheren Ministers B e n i c z k y zur 
Eruierung der Mörder des sozialdemokratischen 
Redakteurs S o m o g y i nicht niedergeschlagen 
werde. Das Organ der Erwachenden „Szozat“ 
schreibt in einem Leitartikel, daß „die Gegen¬ 
revolution wieder aufleben, gegen die jüdische In¬ 
ternationale auf die Barrikaden steigen müsse.“ 
Dieser ganz offen zu Judenpogromen aufreizende 
Artikel wurde von der Pressepolizei) geduldet. 

Kolleg für freie Künste und Wissenschaften an 
der New Yorker Jeschiwah 

New York. (J.T.A.) Die bekannte nach Rabbi 
Jizchak Elchanon benannte New Yorker Jeschiwah, 
das größte jüdisch-theologische Seminar wird jetzt 
durch ein Institut für freie Künste und Wissen¬ 
schaften erweitert. Die Grundsteinlegung für das 
neue Gebäude fand dieser Tage unter großen 
Feierlichkeiten statt. 


Jüdische Gefährdeteilfürsorge 

Berlin. In den letzten Jahren hat die Ge¬ 
fährdetenfürsorge alle jene jüdischen Organisatio¬ 
nen, die sich mit Wohlfahrtspflege befassen, vor 
allen Dingen die großen Gemeinden, aber auch die 
großen sozialen Institutionen sehr stark beschäf¬ 
tigt. So hat z. B. die Zentralwohlfahrts¬ 
stelle der deutschen Juden seit ihrer 
Begründung sich diesen Problemen zugewandt. 
Auf einer Anstaltstagung im Jahre 1920 hat sie 
über die Fragen und Probleme beraten, welche 
Möglichkeiten bestehen, um die gefährdete jüdi¬ 
sche Jugend in besonderen jüdischen Heimen 
unterzubringen. Auch in der Folgezeit war dieses 
Problem Gegenstand theoretischer Erörterungen 
bei der Erziehungskonferenz im Jahre 1923. In 
der Praxis sind die Anstalten mit der Frage der 
Aufnahme von verwahrlosten Kindern sehr häu¬ 
fig befaßt worden, ohne daß bestimmte Grundsätze 
auf gestellt werden konnten. Durch die Vermitt¬ 
lung der Zentralwohlfahrtsstelle wurde eine Reihe 
solcher Jugendlicher in Heimfürsorge gebracht. 
Auch andere Organisationen, so vor allen Dingen 
der Jüdische Frauenbund hat sich seit sei¬ 
ner Begründung mit der Gefährdetenfürsorge be¬ 
schäftigt. Zu seinen Aufgaben gehört seit langen 
lahren die Bahnhofshilfe. Auch auf dem Ge¬ 
biet der Anstaltsfürsorge hat der Frauenbund durch 
Errichtung der Anstalt; in Neu-Isenburg sein 
besonderes Interesse für dieses Fürsorgegebiet ge¬ 
zeigt. In jüngster Zeit hat sich der Jüd. Frauenbund 
wiederum mit besonderem Nachdruck diesem 
Aufgabengebiet zugewandt und hat zu diesem 
Zweck eine Gefährdeten-Kommission ins Leben 
gerufen. Die Bestrebungen des Hilfsvereins 
der deutschen J u d e n auf dem Gebiete der 
Bahnhofshilfe sind ebenfalls seit langen Jahren be¬ 
kannt und der Deutsch-Israelitische 
Gemeindebund hat ja gerade diese Aufgabe 
als sein Spezialgebiet bearbeitet und Anstalten in 
Cöpenick, Repzin, Weissensee und Beelitz gegrün¬ 
det. Da unter der jüdischen Jugend die Verwahr¬ 
losung und Gefährdung in den letzten Jahren 
sichtbarlich um sich gegriffen hat, ist der Zu¬ 
sammenschluß aller Organisatio¬ 


nen zu einer Arbeitsgemeinschaft 
notwendig geworden, damit, von einer Zentralstelle 
aus systematisch alle Fragen und Probleme der 
Gefährdetenfürsorge im weitesten Sinne erörtert 
werden können. Die Arbeitsgemeinschaft: Jü¬ 
dische Gefährdetenfürsorge, der außer 
den bereits genannten Organisationen auch die 
Großloge für Deutschland und die Zio¬ 
nistische Vereinigung angehören, hat vor 
einiger Zeit über die dringendsten Aufgaben der 
jüdischen Gefährdetenfürsorge beraten. Dazu ge¬ 
hört Schaffung eines besonderen Heimes für die 
schulpflichtigen Knaben, da Repzin zur Zeit nach 
dieser Richtung nicht ausreicht. Hierher gehört 
auch die Errichtung von Heimen für die gefähr¬ 
dete weibliche Jugend und die Zusammen¬ 
arbeit mit den städtischen Pflegeämtern. Es wird 
ferner eine Aufagbe sein, dahin zu wirken, daß in 
viel stärkerem Maße als bisher die jüdischen Er¬ 
ziehungsanstalten Kinder aufnehmen, die aus ir¬ 
gend welchen Gründen gefährdet sind und der 
Schutzfürsorgeerziehung unterliegen. Endlich wird 
besonders Nachdruck darauf zu legen sein, geeig¬ 
nete Persönlichkeiten heranzuziehen und auszu¬ 
bilden, die für die Leitung und Mitarbeit in den 
Unterkunftsheimen, wie sie auf Grund des vor der 
Verabschiedung stehenden Bewährungsgesetzes zu 
errichten sein werden, sich zur Verfügung stellen. 

Die Leitung der Arbeitsgemeinschaft „Jüdische 
Gefährdetenfürsorge“ ist Frau Justizrat Paula 01- 
lendorff, Breslau, übertragen worden. 

Arbeitsausschüsse der Israelit. 

Kultusgemeinde München 

Für die neue Wahlperiode sind die folgenden 
Ausschüsse aufgestellt worden: 

Wahlprüfungsausschuß: 

JR. Beer, IR. Dr. Feuchtwanger, Popper, Dr. 
Julius Siegel, JR. Dr. Adolf Strauß, RA. Dr. Ernst 
Wilmersdörffer. 

Revisionsausschuß: 

Direktor Apfel, Jakob Fränkel, Simon Leiter, 
Louis Weil, Isaak Wildberger. 

Verfassungs- und Geschäftsordnungsausschuß: 

OLGR. Dr. Neumeyer, JR. Beer, Geh. JR. Dr. 
Dispeoker, JR. Dr. Feuchtwanger, Geh. JR. Prof. 
Dr. Frankenburger, RA. Dr. Perlmutter, Dr. Elias 
Straus, JR. Dr. Adolf Strauß, Dr. Ludwig Wasser¬ 
mann. 

Finanz- und Stiftungsausschuß: 

Geh. JR. Prof. Dr. Frankenburger, Geh. JR. Dr. 
Dispecker, Albert Landauer, Justin Lichtenauer, 
Viktor Löwenstein, Louis Picard, Hermann Rosen- 
thaler, Dr. Julius Siegl, Dr. Adolf Strauß, Dr. 
Ludwig Wassermann, Sigmund A. Weil, RA. Dr. 
Ernst Wilmersdörffer. 

Synagogenausschuß: 

Albert Landauer, Direktor Max Apfel, JR. Beer, 
Dr. Karl Löwenthal, Bernhard Lustig, Isidor Pop¬ 
per, Louis Selinger. 

Ritualausschuß: 

Hermann Rosenthaler, JR. Feuchtwanger, Albert 
Landauer, Dr. Louis Levinger, Samuel Rothschild, 
Louis Selinger. 

Ausschuß für Bauwesen und Friedhofsanlagen: 

Geh. JR. Prof. Dr. Frankenburger, Direktor Max 
Apfel, Leopold Ballin, Dr. Paul Drey, Hermann 
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Rosenthaler, Samuel Rothschild, Josef Scliachno, 
Ing. Hugo Sternberger, Sigmund A. Weil. 

Sozialer Ausschuß: 

Dr. Elias Straus, Frau Ascher, Rabb. Dr. Baer- 
wald, Frau Dr. Baerwald, Leopold Ballin, Sanitäts¬ 
rat Dr. Baron, Hofrat Dr. Dornberger, Handels¬ 
richter Arthur Einhorn, Frau Dr. Eßlinger, Felix 
Feuchtwanger, Dr. Leo Feuchtwanger, Dr. Feust, 
Frau Nelly Fränkel, Dr. M. J. Gutmann, Dr. Ichen- 
häuser, Frau JR. Kitzinger, Adolf Lang, Frau 
Selrna Löwenstein, Frau KR. Löwenthal, Dr. Karl 
Löwenthal, Bernhard Lustig, Frau Alice Marx, 
Frau OLGR. Dr. A. Neumeyer, Frau Geh.-R. 
Oppenheimer, Dr. Prager, Frau Lucie Reinemann, 
Louis Selinger, Frau Dr. Rahel Straus, Frau Ger- 
trude Weil, Dr. Alfred Werner, Frau Prof. Werner. 

Friedhöfe: 

Albert Landauer, Isaak Bacharach, Julius Bloch, 
JR. Dr. Dreifuß, Felix Feuchtwanger, Frau Reine¬ 
mann, Louis Selinger, Frau Wiener. 

Wohltätigkeits- und Waisenstiftung: 

Albert Landauer, Frau JR. Dr. Ellinger, Jakob 
Fränkel, David Horn, Frau Selma Löwenstein, 
Frau Lucie Reinemann, Louis Selinger, Frau Recha 
Stark, Samuel Rothschild. 

Krankenhaus: 

Albert Landauer, Isidor Popper, Samuel Roth¬ 
schild, Frau Lina Weil, Dr. Berthold Weiß. 

Pensionat: 

Albert Landauer, Bernhard Lustig, Louis Se¬ 
linger, Arthur Wechsler, Frau Lina Weil, Frau 
Reinemann. 

Ritter-Stiftung: 

Adolf Lang, Isaak Bacharach, Julius Bloch, JR. 
Dr. Feuchtwanger, Isidor Popper, Hermann Rosen¬ 
thaler, Josef Schachno, Frau Recha Stark. Frau 
Dr. Grete Weihl, Walther Weiß. 

Lipschütz’sehe Anstalt: 

Adolf Lang, Sanitätsrat Dr. Baron, Frau JR. Dr. 
Ellinger, Frau JR. Dr. Fränkel, Justin Lichtenauer, 
Louis Picard, Isidor Popper. 

Krankenheim: 

JR. Dr. Max Feuchtwanger, Dr. Wassermann. 

Landheim Wolfratshausen: 

Geh. JR. Prof. Dr. Frankenburger, Sanitätsrat 
Dr. Baron. 

Talmud Thora: 

Viktor Löwenstein. 

Jugendhilfe: 

Sigmund A. Weil, Frau Lucie Reinemann. 

Schwesternheim: 

Albert Landauer, Sanitätsrat Dr. Baron, Frau IR. 
Dr. Ellinger, Hermann Rosenthaler, Dr. M. J. Gut¬ 
mann, Dr. Karl Löwenthal, OLGR. Dr. Neumeyer. 

Redaktionsausschuß: 

Dr. Ostreich, Rabbiner Dr. Baerwald, Sanitätsrat 
Dr. Baron, JR. Dr. Feuchtwanger, IR. Dr Heil- 
Bonner, Dr. Julius Siegel, ObstLGR. Prof. Dr. 
Silberschmidt, Dr. Elias Straus, Dr. Ludwig Was¬ 
sermann. 

Schulausschuß: 

OLGR. Dr. Neumeyer, Louis Auerbach, Rabbiner 
Dr. Baerwald, Sanitätsrat Dr. Baron, Oberlehrer 


Dingfelder, Frau JR. Dr. Ellinger, Dr. August 
Feuchtwanger, JR. Dr. Emil Fränkel, JR. Dr. 
Heilbronner, Studienprof. Dr. Klugmann, Adolf 
Lang, Dr. Perlmutter, Studienrat Schaalmann, 
Amtsrichter Dr. Schäler., Sigmund A. Weil, RA, Dr. 
Ernst Wilmersdörffer. 

Ausschuß für Bildungswesen und 
Gemeindebibliothek: 

RA. Dr. Perlmutter, Rabbiner Dr. Baerwald, 
Sanitätsrat Dr. Baron, Rabbiner Dr. Ehrentreu, Dr. 
August Feuchtwanger, Paul Grünbaum, Dr. Franz 
Gutmann, Dr. M. J. Gutmann, JR. Dr. Heilbronner, 
Bankier Krämer, Dr. Hans Taub, RA. Dr. Ernst 
Wilmersdörffer. 

Gemelvtcfen-u.Vereiits-icIto 

Große Mädelsgruppe des J.J.W.B. Sonntag, den 
28. Juni halb 8 Uhr Ostbahnhof. Heimabend: 
Dienstag, den 30. Juni 8 Uhr Herzog Maxstr. 5. 

Jüdischer Kulturverein J, L. Perez. Am Sams¬ 
tag, den 27. Juni 1925 abends halb 10 Uhr findet 
ein Abschiedsabend für Herrn Opernsänger 
M. Sackaschansky und Frau Gemahlin statt. 
Ansprachen, Gesang und Rezitationen in zwang¬ 
loser Reihenfolge versprechen dem Abend einen 
sehr interessanten Verlauf zu geben. Wir ersuchen 
unsere Mitglieder vollzählig zu erscheinen. Gäs.te 
herzlich willkommen. Kleiner Sitzungssaal der 
Jüdischen Gemeinde, Herzog Maxstraße 5/1 Rgb. 

Jüdischer Gesangverein München. Der Ausflug 
findet bestimmt am 28. Juni statt. Abfahrt Holz¬ 
kirchner Bahnhof um 7.18 Uhr mit Sonntagskarte 
nach Miesbach. Von dort Marsch zum Seehamer 
See. Nachzügler können um 9.40 Uhr nach Thal¬ 
ham fahren, wo sie um 11 Uhr an der Bahn ab¬ 
geholt werden. Proviant, Klampfen, Bälle und 
Badezeug ist mitzunehmen. Rückkunft etwa halb 
10 Uhr. 

Zionistische Ortsgruppe München. Montag, den 
22. Juni hielt der Generalsekretär des Jüdischen 
Nationalfonds (Keren Kajemeth), Herr Dr. E. M. 
Zweig aus Jerusalem, einen Vortrag über 
„Bodenfragen in Erez Jisrae 1“. Herr 
Dr. Zweig gab ein anschauliches Bild von dem der¬ 
zeitigen Stand der Bodenpolitik des Jüdischen 
Nationalfonds und erörterte besonders die Ge¬ 
fahren der Bodenspekulation. Dem äußerst 
instruktiven Referat folgte eine Aussprache, bei 
der der Redner Gelegenheit hatte, seine Aus¬ 
führungen noch zu ergänzen. Der Vortragsabend 
war gut besucht. 

Jüdischer Jugendverein München. Wie beim 
kürzlich stattgehabten. Sommerfest des Vereins 
den zahlreichen Mitgliedern und Freunden bereits 
bekannt gegeben wurde, findet diesen Sonntag, 
den 28. Juni vormittags 11 Uhr eine Sondervor¬ 
führung des Films „Nathan der Weise“ mit 
Werner Kraus und Karl de Vogt in den 
Hauptrollen im Passagekino, Kaufingerstraße, 
statt. An. die öffentliche Vorführung dieses Films, 
der mit zu den besten Werken deutscher Licht¬ 
bildkunst gehört und von der Münchener Emelka 
hergestellt wurde, knüpften sich manche Vorfälle, 
die viele vom Besuch der Vorführungen (die auch 
polizeilich eine Zeit lang untersagt wurden) ab¬ 
hielten. Um nun allen Interessenten, besonders 
der Münchener jüdischen Jugend und ihren älteren 
Angehörigen, Gelegenheit zu geben, diesen wert¬ 
vollen Film der Menschlichkeit und des Judentums 
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zu sehen, hat der J.J.V. keine Mühen und Opfer 
gescheut, um diese Vorführung zu ermöglichen 
und' sie durch ihre B i 11 i g k e it (50 Pfennig Mit¬ 
glieder, 70 Pfennig Nichtmitglieder) jedem zugäng¬ 
lich zu machen. Auch Jugendliche haben 
Zutritt. Der Verein erwartet, daß die geistig 
interessierten Juden aller Kreise und Parteien ihre 
Erkenntnis des Wertes dieser Vorführung durch 
zahlreichen Besuch ausdrücken und damit die 
ideellen Ziele der jüdischen Jugend unterstützen. 
Im Falle eines guten Erfolges der Vorführung 
sieht der Verein eine zweite Sondervorführung 
vor: „Das alte Gesetz“, ein Film aus dem 
Ghetto von E. A. Dupont. Der Vorstand. 

KEREN KAJEMETH LEJISRAEL 

Jüdischer Nationalfonds) 

Postscheckkonto (■■SSSSn 
München 

IO 121 

Nürnberg 
24565 


Fernsprecher 
München 
56199 
Nürnberg 
9226 

Zentrale für Deutschland Berlin W 15 

Meinekestraße Nr. io 


Münchener Spendenausweis vom 16.—23. Juni 1925 

Gold. Buch Richard Fraenkel s. A. Dr. Alfr. 
Fränkel anl. der Geburt seines Sohnes 10. — . 

Büchsen. Geleert durch N. Gidalewitsch: 
Gröger 1.15, Königsberg 3.74, Spielmann 2. — , Dr. 
Deutsch 2.02 = 8.91; geleert durch Engelberg: 
Lieber 5. — , Feuer 6.30, Postowsky 1. — , Blumen¬ 
feld 2.30, Neumayer 1. — , Weiß 2.03, Fuchs 2. — , 
Par dal 1.41 =r 21.09; einzelne Büchsen: F. W. 
Keller 4.99. 

Gesamtsumme des Ausweises Mk. 44.99. 
Gesamtausweis seit 1. Okt. 1924 Mk. 8184.01. 


Auflösung des hebräischen Buch¬ 
stabenrätsels in Nr. 25: 

Ti&y Djnm ]mh yVin wrniKMön *nt2n 
:ü^önD «nn pr&ö tpeh ti-d 
irpEo ^7 


lOOOOO 

DUNUM 

vun 

DIN 

T 


KIXIM 

KnjiMivn 

Ilil/IUUI 


saonao 

PfUIWü 

fÜR 

Den 

T 


MIRIN 

KdJEmiTii 

IFJIfRFUi 


Kostüm-Stickereien, Plisse, Hohlsaum, Knöpfe 

Fra»zBruberJünchen,?;Ä22 6 9 S 


Werner 

Die glückliche Geburt eines kräftigen 
Sonntagsjungen zeigen hocherfreut an 
MAX BOGOPOLSKYu.FrauROSL 
geb. Aß 

Widenmayerstraße 38/III 


Stellenvermittlung und 
Berufsberatungsstelle 

Herzog Maxstrasse 7/o 

WirsuchenStellen für: Kinderpflegerin, Filialleiterin, 
Verkäuferin a. d. Zigarrenbranche, Reisenden 
aus der Sportartikelbranche, Korrektor, Privat¬ 
sekretärin, Stenotypistin, Buchhalter,Kassierer, 
Ausgeher, Zugeherin. 

Lehrstellen in Samstag geschlossenen Ge¬ 
schäften, Privatstunden in allen Schulfächern, 
Schreibarbeit auch für Maschine und Näh¬ 
arbeit aller Art, besonders auch Ausbessern 
von Herrenkleidern. 


Suche für meinen Sohn bei 
guter Familie bis 1. August ein 

Z imm er mil voller Verpflegung 

Offerten unter Nr. 3198 an das „Jüdische Echo“ 

16. mit 23. Juli 

Junger Herr sucht Anschluß zu Radtour. Gegenseitige 
pekuniäre Vorteile ausgeschlossen. Offerten unter 
„Radheil“ an die Expedition dieses Blattes. 
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GARMISCH-PARTENKIRCHEN 

Bayerisches Hochgebirge 

Pension Landhaus Woiff 


Hellwegerweg 288a, Fernsprecher 360 

Vornehmste Familienpension, anerkannt erstklass. Küche 



JÜDISCHES LANDHEIH 

Kinder-Erholungsheim 

Wolfratshausen (Isartal) 

Streng rituell. Das ganze J±hr geöffnet. Wir 

empfehlen Anmeldungen für September u. Oktober 
schon jetzt zu betätigen. Prospekte kostenfrei 


Ja. SIMOM, MÜNCHEN 

PBOMENADEPLATZ 15 

@ p e $ i ö I i t a t: 
getnc £>amenn?äfdje unb 


Chinesischer Turm 

Die ideale Gaststätte im Englischen Garten (Bayr. Staatsbesitz) 
Nachmittagsmusik Hämmert; io Jais 

Eigene Konditorei / Vorzügliche Küche / Schwarzwälder 
Naturweine / Münchner Löwenbräu 
Die gesamten Räume sind d. Zentralheizung behaglich erwärmt. 



Seidenschirme, 
Drahtgestette aller 
Art. such susmifge¬ 
brachten Stoffen. 
Zngros - Export 



DELMEN HÖRSTER 

LINOLEUM 

„SCH LÜ SSEL-MARKE“ 

Altbewährte deutsche Qualitätsware/Grosses reichsortiertes 
Lager in allen Ausführungen unterhält ständig das solide 

Spezialgeschäft fUr Linoleum 

ESSIG & CO. MÜNCHEN 

Sendlingerstraße 71/Telefon 57 723 

engros Geschäftszeit von 8- 67 2 Uhr en detail 


Norderney 

DAS NORDSEEBAD 

Die Insel des Sports / Die Stätte klassischer Musik 
Seeweg über Bremen-Bremerhaven-Helgoland. Direkte Schnell¬ 
zugs- und Dampferverbindung Norddeich-Norderney 

Führer duroii die Badeverwaltung 



ADOLF BOLL 

THEATINER‘STRASSE 32 


Hoflieferant 

ALOIS I> A L L >1 AYR 

München, Dienerstrasse 14/15 

Feinkost- und Lebensmittelhaus 
ersten Ranges 


ber elegante bamemlhut 

n allen Preislagen 

Fritz Tausf^y 

rieben der München ( Residenzstrasse 3 

Hauptpost ____ 



KÖCtlCBÖlÖllGl Johann Hügel I 

luimivmimiivi Spezialhaus f. Küchenmöbel I 

Corneliussftraße 44 (frUh. Löwengrube) I 
Herren- und Damenwäsche 

nach Mass 

elegante Schlafanzüge fertigt unter Garantie tadellosen Sitzes aus 
mitgebrachten Stoffen. / Auch Hohlsaum, Sticken, Knöpfe, Plissieren 

Lina Bing, Augustensir. 5/0. Telef. 31736 


K3I A Erstkl. tonschöne Instrumente mit voller 

Garantie. / Stimmungen. / Reparaturen 

PAUL FITZNER / KLAVIERBAU 

Ämalienstraße Nr. 91 Fernsprecher Nr. 23371 


FERN-UMZUGE 

von und nach allen Richtungen. Hutomöbeltransporte mit 
modernsten Äutomöbelwagen 

STADT-TRANSPORTE 

mit geschultem, verlässigem Personal 
Solide Preise, pünktliche, reelle Bedienung 

Gregor Ullrich • München • Oberländerstraße 5 b 

_ Telephon 72 887 


VrA/AN DER TURE Dü GIB/T IN FAUCHEM ERBARMEN, 
NIMM/T DU DEN /TILLVER/CHÄMT, 
WIRKLICHEN ARMEN. 


Ir-Mk 

m MOHAT^ 

iZMklM JAHR 



Ifarum 

ERWIRB DA/ 1 
MITCLIED/'/CHILD 

HAU/BETTELABÜ)/üÄf#% 

/NUR: 

THEATINER/TBA//E 3/» 

HIIF/BUND DER MÜNCHENER E|NWÖHNERfCMAFT 













































Nr. 26 


Das jüdische Eche 


535 


CONDITOREI-CAFE 

Täglich abends geöffnet 
Feines Kiinstler-Konzert 

Alle Bestellungen frei Haus 

Gustav Deistler, Ecke Barer -Tlieresienstr.. Tel. 25228 


Deutsche Neuwäseheroi G.m.b.H. 
FELIX BRANDNER * MÜNCHEN 

Wittelsbacherplatz 2/o, Eing. Finkenstr. * Telefon Nr. 23 708 
Spezial-Dampfwascbanstalt für Herren-Plättwäsche nur Kragen, 
Manschetten, Vorhemden und Oberhemden. Lieferzeit ca. 8 Tage 


9 t e u f) e i t e tt 
in Samen* unö iperrenmoben 
* 

SBebbamter • SDtüncfjen 

Senbttngerftrajje 44/11 


Klubmöbel — Verkauf I 

in Ia Rindleder u. Gobelin 
Zahlungs-Erleichterung I 

Sebastian Deser Lindwurmst r. 133 

Telephon 733 71 


PERSER-TEPPICHE 

Kelims 

Edelerzeugnisse von bleibendem 
Wert, sowie 

OeDische Qualiiais 
Teppiche 

in großer Auswahl 

M. BRYM & Co., München 

Weinstraße 2/1 Tel. 24 5 62 

Zahlungs-Erleichterung 
Besichtigung und Äuswahlsendung ohne Kaufzwang 



Friedrich Hahn 

Feinkost und Lebensmittel 

München, Theatinerstraße 48, Telefonruf Nr. 24421 
Freie Zusendung ins Haus 


Privai-Krolliahrkurse 


Sonderunterricht 
für Damen und Herren 

Dipl.-Ing. Ludwig Sporer Erstklassig eingerichtete 
Maillingerstr. 40a (Ecke flr nu lf- u. Reparaturwerkstätte 

Maillingerstraße) / Fernruf 59 253 WagenhinterstellungMietautos 


Monel- u. Raiimkunsi Rosipalhaus 

MünchnerAusstattungshausfürWohnbedarf Rosenstr.3 

Frei zugängliche Ausstellung „Das behagliche Heim** 


Grofies Lager erstklassiger Wohnungseinrichtungen 

Kunstgewerbliche Möbelschreinerei 

FRITZ WILD 

München / Lindwurmstraße 58 / Telephon 72194 


MÖBELFABRIK WILHELM HEIDT 

Baaderstrasse 62 • Telephon Nr. 26172 

* 

Wohnungs-, Hotel- u. Geschäfts-Einrichtungen / Sitzmöbel 


L.MURR/1 


, Frisier-Salons allerersten Ranges 

6 Geschäfte / Rufnummer 23684 
Stammhaus: München, Residenzstrasse 17/1 

Haar-Färbungen von 10 Mark an 
Transformationin von 30 Mark an 


LUMPEN 

Ältpapier, Flaschen. Knochen 
kauft und holt frei ab 

WALLY SEIDL 

Lindwurmstr. 117, Telef. 74453 


Hüte fassoniert 

K. Weise, Hutfabrik 

Fraunhoferstrasse 8 


Gaststätten Humplmayr 

Maximiliansplatz 17 

Bekannt gute Küche AVeine aus ersten Häusern . Zivile Preise 
jeden Abend Konzert 

A. Büschelberg, Besitzer 


Inh. M. VESER, MÜNCHEN 

Telefon 42387 / Montgelasstr. 15/o 


SteinoraeberaSötine Bayreuth 

Hof-Piano- und Flügelfabrik 
Gegründet 1852 

Zweigstelle: München, Theatinerstr. 35/1 
Telefon 21330 

Filiale Nürnberg, Mauthalle 

Altbewährtes Fabrikat 

Reparaturen / Stimmungen 


FlOpei and Pianos 

Weltmarken 

neu und überspielt, zu den 
billigsten Preisen 
Stimmungen u. Reparaturen 
werden angenommen 

Georg Hübener 

Klavierhandl jng 

Mttnchen 

Wcinstr. 7 (Eingang beim 
Frauenplatz, Dom) u. Zweig¬ 
geschäft Schommerstr. 2 
beim Stachus 



Projektierung u.JJusführung von 
Vfl/en, Wohn-u. Geschäßshäuserno> 
Dachgeschoßausbauten sowie 
v Z/m häufen aller JJrtj 

Beratung in aiien S&aufragerL*. 
J 'Billige Jpezia/massivbauiveise ' 
2096 Ersparnis für Vi/ien und 
Siedelungsbauten geeignet. * 
r t tTerroinöeschaffüng^ 

' (Erste J&eferen 2 serxs> 

, tZJrchitekfStlax &7e/ssner 

uTCünchen, Arnu/fstn 16 ♦ Tel.56463 
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Alliierst solide Preise 

Nur beste Qualität 

M.J. SCHRAMM 

MÜNCHEN, Rosenstr. 5/i 



HOTEL DEUTSCHER HOF 

OTTO LÜCKERT 
MÜNCHEN * AM KARLSTOR 


Vornehm ausgestattete« 

W ein-R e stau rant 

Täglich Künstlerkonzert 
Eingang Herzog Mazstr. 

★ 

Pfäl zer WinzerstuLe 

Eingang Herzog Maxstr. 



1 SCHÖBERL l 

MflJ(IMILmhSTRnSSE 34/35 


KLUBMÖBEL/TEEWflQEM 
SflTZTISCHE / KUNSTGEWERBE 



Eigene Fabrikate 

Loden-Stoffe 
u. Bekleidung 

IMF" Ohne Zwischenhandel 
Bekannte Qualitätswaren 
Rusrüstung für Sommer-u. Winterspor 

Loden-Frey 

München / Gegründet 1842 / Malfeistr 


In unseren großen 

Spezial - Abteilungen 

unterhalten wir stets eine 
reiche Auswahl preiswerter 
Gebrauchs- u. Luxusartikel 
zu vorteilhaftem Einkauf 

Hermann Tietz 

München 


• • 
•• 
•• 
et 
mm 
mm 
mm 
mm 
mm 
mm 

•t 

ii 

•• 
•• 
• • 
• • 
mm 
mm 


Korbmöbel Korbwaren 
Kinderwagen 
Kinderstühle 
Reisekörbe 

August Riepolt 

Manchen / Färbergr.26 

Fernsprecher 25209 


Gaststätte Hackerbräu 

Anerkannt gute Wiener Küche 

Telefon 29227, Therealenstrasse 52, gegenüber Türkenkaaerne 
Direkt. AUO. ANZENBERGER, lang). Oberkellner 
des Parkhotel Restaurant München 



DISCONTO-GESELLSCHAFT FILIALE MÜNCHEN 

BRIENNERSTRASSE 50a / NEBEN DEM WITTELSBACHERPALAST 


STAMMSITZ BERLIN 

Depositenkasse 

Promenadeplatz 7 



GEGRÜNDET 1851 

Filialen in Augsburg 
und Nürnberg 


Moderne Stahlkammeranlage 


ANNAHME VON BAREINLAGEN BEI GÜNSTIGER VERZINSUNG 


Verantwortlich für die Redaktion Dr. Max Mayer. München: für den Anzeigenteil: H. W. Stöhr. München. 
Druck und Verlag: B. Heller. Buchdruckerei, Herzog Maxstraße. München. 





































